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* Der vorliegende Text knüpft insbesondere an folgende Beiträge des Erstautors an: Die schweizerischen
Flughäfen: Rechtsgrundlagen, Organisation und Verfahren, in: Jaag, Rechtsfragen, S. 32 ff.; Fluglärm,
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Luftfahrt ist die Beförderung von Personen und Gütern in der Luft. Die Luftfahrt spielt
sich jedoch nur teilweise in der Luft ab. Ein wesentlicher Teil des Luftverkehrs wird
auf dem Boden abgewickelt; ohne Infrastruktur auf dem Boden gibt es keine Luftfahrt.
Die Infrastruktur bildet das Rückgrat des Luftverkehrs.
Die wichtigsten Infrastrukturanlagen für den Luftverkehr sind die Flugplätze. Flug-
plätze, die dem kommerziellen und damit dem öffentlichen Luftverkehr dienen, sind
Flughäfen. Zur Infrastruktur für den Luftverkehr gehören überdies die Flugsicherungs-
anlagen. 1
Die Aufgabe des vorliegenden Beitrags besteht darin, einen Überblick über Rechts-
grundlagen, Organisation, Verfahren und besondere Probleme bei Planung, Bau und
Betrieb von Infrastrukturanlagen für den zivilen Luftverkehr in der Schweiz, insbeson-
dere von Flughäfen, zu vermitteln. Nicht berücksichtigt werden Militärflugplätze.
§ 2 Rechtsgrundlagen
I. Luftfahrtrecht
Die Schweizerische Bundesverfassung bezeichnet die Gesetzgebung über die Luftfahrt
als Sache des Bundes. 2 Wie für die anderen Verkehrsträger 3 besteht eine umfassende
Bundeskompetenz auch im Bereich der Luftfahrt. 4 Von dieser Kompetenz hat der Bund
mit dem Erlass des Luftfahrtgesetzes von 1948 5 Gebrauch gemacht. Das Luftfahrtge-
setz bildet den Rahmenerlass für die Regelung des Luftverkehrs sowie für dessen In-
frastruktur am Boden. Es wird durch zahlreiche Verordnungen ergänzt. Neben der Luft-
fahrtverordnung 6 ist für die Infrastruktur insbesondere die Verordnung des Bundesrates
1 Vgl. hinten Rz. 13 ff.
2 Art. 87 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (BV;
SR 101). Die Kompetenz wurde dem Bund bereits 1921 mit Art. 37ter der Bundesverfassung von 1874
(aBV) übertragen. Vgl. in diesem Band Griffel, Verkehrsverfassungsrecht, Rz. 33 ff.
3 Eisenbahnen, Seilbahnen, Schifffahrt und Raumfahrt (Art. 87 BV) sowie Strassenverkehr (Art. 82 BV).
Vgl. in diesem Band Griffel, Verkehrsverfassungsrecht, insb. Rz. 19 ff. und 65ff., sowie die Beiträge
zu den einzelnen Verkehrsarten.
4 Vgl. dazu Martin Lendi, in: Kommentar BV, Art. 37ter, N 2ff.
5 Bundesgesetz vom 21. Dezember 1948 über die Luftfahrt (Luftfahrtgesetz, LFG) (SR 748.0).
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über die Infrastruktur der Luftfahrt (Infrastrukturverordnung) 7 von Bedeutung; diese
regelt gestützt auf eine Delegation im Luftfahrtgesetz 8 Bau und Betrieb von Flugplät-
zen sowie von Flugsicherungsanlagen. Weitere Verordnungen befassen sich mit der Ko-
ordination von Zeitnischen (Slots) auf Flughäfen, 9 mit dem Flugsicherungsdienst 10,
mit den Flugplatzleitern 10a sowie mit den Sicherheitsmassnahmen im Luftverkehr. 11
Das Luftfahrtrecht ist aus zwingenden Gründen in erheblichem Ausmass Gegenstand
internationaler Vereinbarungen. 12 Eine zentrale Rolle spielt das Chicago-Abkommen
von 1944 über die internationale Zivilluftfahrt; 13 dessen Anhänge enthalten unter an-
derem Normen und Empfehlungen der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation
(ICAO) zu Flugplätzen, Luftfahrthindernissen und Flugsicherungsanlagen, die in der
Schweiz unmittelbar anwendbar sind. 14 Das gleichzeitig mit dem Chicago-Abkommen
abgeschlossene Transit-Abkommen 15 betrifft die Flughäfen ebenfalls. Das Luftver-
kehrsabkommen zwischen der Schweiz und der Europäischen Gemeinschaft von
1999 16 ist für die schweizerischen Flughäfen auch von Bedeutung; 17 es erklärt unter
anderen eine EU-Richtlinie über die Bodenabfertigungsdienste 18 und eine solche über
lärmbedingte Betriebsbeschränkungen auf Flughäfen 19 sowie eine Verordnung über
die Zuweisung von Zeitnischen (Slots) 20 für die Schweiz als verbindlich.
Daneben regeln verschiedene Abkommen mit den Nachbarstaaten Frankreich, Italien
und Österreich die Situation auf grenznahen Flugplätzen. 21 Bis vor einigen Jahren
7 Verordnung vom 23. November 1994 über die Infrastruktur der Luftfahrt (VIL; SR 748.131.1).
8 Art. 36 Abs. 1 LFG.
9 Verordnung vom 17. August 2005 über die Koordination von Zeitnischen (Slots) auf Flughäfen (Slot-
koordinationsverordnung; SR 748.131.2).
10 Verordnung vom 18. Dezember 1995 über den Flugsicherungsdienst (VFSD; SR 748.132.1).
Verordnung des UVEK vom 13. Februar 2008 über die Flugplatzleiterin oder den Flugplatzleiter
(Flugplatzleiterverordnung; SR 748.131.121.8).
11 Verordnung vom 31. März 1993 über Sicherheitsmassnahmen im Luftverkehr (VSL; SR 748.122).
12 Vgl. dazu Dettling-Ott, Lufttransportrecht; Heuberger.
13 Übereinkommen vom 7. Dezember 1944 über die internationale Zivilluftfahrt (SR 0.748.0); vgl. dazu
in diesem Band Dettling-Ott, Betrieb der Luftfahrt, Rz. 9 ff. Mit Flughäfen befassen sich insbeson-
dere die Art. 68 ff.
14 Anhänge 10 und 14; vgl. Art. 6a LFG und Art. 3 Abs. 1bis VIL.
15 Vereinbarung vom 7. Dezember 1944 über den Transit internationaler Luftverkehrslinien (Transit-Ab-
kommen; SR 0.748.111.2); vgl. dazu in diesem Band Dettling-Ott, Betrieb der Luftfahrt, Rz. 12.
16 Abkommen vom 21. Juni 1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäi-
schen Gemeinschaft über den Luftverkehr (Luftverkehrsabkommen, LVA; SR 0.748.127.192.68). Vgl.
dazu in diesem Band Haldimann, Betrieb der Luftfahrt, Rz. 26 ff.; ferner Dettling-Ott, Luftver-
kehrsabkommen; Joachim Bentzien, Das Abkommen zwischen der EG und der Schweiz über den
Luftverkehr, ZLW 49/2000, S. 467 ff.
17 Vgl. dazu Hirsbrunner, Luftverkehrsabkommen; hinten Rz. 113 ff.
18 Richtlinie 96/67/EG des Rates vom 15. Oktober 1996 über den Zugang zum Markt der Bodenabferti-
gungsdienste auf den Flughäfen der Gemeinschaft (ABl EU L 272 vom 25. Oktober 1996, S. 36 ff.);
vgl. Art. 29a und 29b sowie den Anhang zur VIL.
19 Richtlinie 2002/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. März 2002 über Regeln
und Verfahren für lärmbedingte Betriebsbeschränkungen auf Flughäfen der Gemeinschaft (ABl EU
L 85 vom 28. März 2002, S. 40 ff.).
20 Verordnung 95/93 des Rates vom 18. Januar 1993 über gemeinsame Regeln für die Zuweisung von
Zeitnischen auf Flughäfen in der Gemeinschaft (ABl EU L 14 vom 22. Januar 1993, S. 1 ff.).






existierte auch eine Vereinbarung zwischen der Schweiz und der Bundesrepublik
Deutschland über An- und Abflüge zum und vom Flughafen Zürich. 22 Dieses Abkom-
men wurde von Deutschland gekündigt und hätte durch einen neuen Vertrag von 2001
abgelöst werden sollen. 23 Nachdem die Bundesversammlung diesem Abkommen die
Genehmigung verweigert hat, besteht ein vertragsloser Zustand. Dies veranlasste
Deutschland 2003 zum Erlass von Massnahmen zur Einschränkung der An- und Ab-
flüge vom und zum Flughafen Zürich. 24
Für den Flughafen Basel-Mülhausen haben die Schweiz und Frankreich einen Staats-
vertrag abgeschlossen, der die wesentlichen Bestimmungen über Bau und Betrieb des
gemeinsamen Flughafens enthält. 25
II. Weitere Rechtsgebiete
Flugplätze wirken sich in massgeblicher Weise auf die Besiedlung und auf die Umwelt
aus. Sie fallen deshalb unter die Raumplanungs- und Umweltgesetzgebung. 26 Im
Raumplanungsrecht sind vor allem das Raumplanungsgesetz und die Raumplanungs-
verordnung des Bundes 27 von Bedeutung. Aus dem Umweltrecht ist neben dem Um-
weltschutzgesetz 28 insbesondere die Lärmschutz-Verordnung 29 relevant; in deren
Anhang sind die Lärmgrenzwerte für Flughäfen festgesetzt. 30 Gestützt auf das Um-
fens Genf-Cointrin (. . .) (SR 0.748.131.934.91); Abkommen vom 11. November 1985 zwischen dem
Bundesrat der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Regierung der Italienischen Republik über
die Instrumentenflugverfahren für Anflüge zum und Abflüge vom Flugplatz Lugano-Agno
(SR 0.748.131.945.4); Vertrag vom 23. Juli 1991 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und
der Republik Österreich über die Auswirkungen des Betriebs bestehender grenznaher Flugplätze auf
das Hoheitsgebiet des andern Vertragsstaates (SR 0.748.131.916.31).
22 Regelung vom 17. September 1984 zwischen der Schweiz und der Bundesrepublik Deutschland für
An- und Abflüge zum/vom Flughafen Zürich über deutsches Hoheitsgebiet (AS 1984 1346ff.). Vgl.
dazu BGE 124 II 293 ff., 308 ff.; Walpen, S. 78 ff.
23 Vertrag vom 18. Oktober 2001 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Bundesre-
publik Deutschland über die Durchführung der Flugverkehrskontrolle durch die Schweizerische Eid-
genossenschaft über deutschem Hoheitsgebiet und über Auswirkungen des Betriebes des Flughafens
Zürich auf das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland (BBl 2002 3406ff.); vgl. dazu die Bot-
schaft des Bundesrates vom 8. März 2002 (BBl 2002 3375ff.); Joachim Bentzien, Der deutsch-
schweizerische Vertrag über die Durchführung der schweizerischen Flugverkehrskontrolle im süd-
deutschen Luftraum und über Auswirkungen des Zürcher Flughafenbetriebes auf deutsches Hoheits-
gebiet, ZLW 51/2002, S. 493 ff.
24 213. Durchführungsverordnung zur deutschen Luftverkehrs-Ordnung vom 15. Januar 2003; vgl. dazu
hinten Rz. 112 ff.
25 Französisch-schweizerischer Staatsvertrag vom 4. Juli 1949 über den Bau und Betrieb des Flughafens
Basel-Mülhausen in Blotzheim (SR 0.748.131.934.92). Innerstaatlich gibt es dazu eine Vereinbarung
zwischen der Eidgenossenschaft und den Kantonen Basel-Stadt und Basel-Landschaft; vgl. dazu hinten
Rz. 11.
26 Vgl. dazu hinten Rz. 39 ff. und 99ff.
27 Bundesgesetz vom 22. Juni 1979 über die Raumplanung (Raumplanungsgesetz, RPG; SR 700);
Raumplanungsverordnung vom 28. Juni 2000 (RPV; SR 700.1).
28 Bundesgesetz vom 7. Oktober 1983 über den Umweltschutz (Umweltschutzgesetz, USG; SR 814.01).
29 Lärmschutz-Verordnung vom 15. Dezember 1986 (LSV; SR 814.41).
30 Anhang 5 zur LSV. Vgl. dazu BGE 126 II 522ff., 573 ff.
7
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weltschutzgesetz und die Luftreinhalte-Verordnung 31 werden Massnahmenpläne Luft-
hygiene erlassen, in denen Flugplätze einen prominenten Platz einnehmen. 32 Im Zu-
sammenhang mit dem Bau und Betrieb von Flugplätzen spielt die Verordnung über die
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 33 eine wichtige Rolle. Für die Lagerung von
Flugtreibstoff sowie die Betankung und Enteisung der Flugzeuge ist auch das Gewäs-
serschutzrecht von Bedeutung. 34 Je nach Lage eines Flugplatzes können schliesslich
das Natur- und Heimatschutzgesetz 35 sowie das Waldgesetz 36 zur Anwendung gelan-
gen.
Die erheblichen Immissionen rund um Flugplätze haben oft Bauverbote oder rechtliche
bzw. faktische Nutzungsbeschränkungen zur Folge und führen damit zu Wertvermin-
derungen von Liegenschaften. In diesem Zusammenhang bilden das Enteignungsge-
setz des Bundes sowie die Bestimmungen des Raumplanungsgesetzes über die mate-
rielle Enteignung wichtige Rechtsgrundlagen. 37 Bei Schädigungen auf Flugplätzen
kann überdies das Verantwortlichkeitsgesetz des Bundes 38 von Bedeutung sein. 39
Für Verfahren und Rechtsmittel gelangen – soweit es keine Sonderbestimmungen gibt –
die allgemeinen Regelungen des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgeset-
zes, 40 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, 41 des Verwaltungsgerichtsgesetzes 42 sowie
des Bundesgerichtsgesetzes 43 zur Anwendung.
III. Kantonales Recht
In geringem Mass ist im Zusammenhang mit Flugplätzen auch das kantonale Recht
von Bedeutung. Im Kanton Zürich sind dies insbesondere das Flughafengesetz 44 sowie
31 Luftreinhalte-Verordnung vom 16. Dezember 1985 (LRV; SR 814.318.142.1).
32 Art. 44a USG; Art. 31 ff. LRV; dazu BGE 126 II 522 ff., 550 ff.; 124 II 293ff., 341ff. Eine Verordnung
des UVEK enthält überdies die massgebenden Regelungen betreffend Emissionen von Luftfahrzeugen:
Verordnung des UVEK vom 10. Januar 1996 über die Emissionen von Luftfahrzeugen (VEL;
SR 748.215.3); sie ist für die Flugplätze allerdings nur mittelbar von Bedeutung.
33 Verordnung vom 19. Oktober 1988 über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPV; SR 814.011).
34 Bundesgesetz vom 24. Januar 1991 über den Schutz der Gewässer (Gewässerschutzgesetz, GSchG;
SR 814.20); Verordnung vom 1. Juli 1998 über den Schutz der Gewässer vor wassergefährdenden Flüs-
sigkeiten (VWF; SR 814.202). Vgl. zur Enteisung BGE 124 II 293 ff., 354 f.
35 Bundesgesetz vom 1. Juli 1966 über den Natur- und Heimatschutz (NHG; SR 451); vgl. z.B.
BGE 129 II 331ff., 342ff., betr. den Flughafen Samedan.
36 Bundesgesetz vom 4. Oktober 1991 über den Wald (Waldgesetz, WaG; SR 921).
37 Art. 44 LFG; Bundesgesetz vom 20. Juni 1930 über die Enteignung (EntG; SR 711); Art. 5 RPG. Vgl.
dazu hinten Rz. 118 ff.
38 Bundesgesetz vom 14. März 1958 über die Verantwortlichkeit des Bundes sowie seiner Behördemit-
glieder und Beamten (Verantwortlichkeitsgesetz, VG; SR 170.32).
39 So gemäss Art. 4 des Betriebsreglements für den Flughafen Zürich vom 31. Mai 2001. Vgl. z.B.
Obergericht Zürich, ZR 75/1976 Nr. 23.
40 Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz vom 21. März 1997 (RVOG; SR 172.010).
41 Bundesgesetz vom 20. Dezember 1968 über das Verwaltungsverfahren (VwVG; SR 172.021).
42 Bundesgesetz vom 17. Juni 2005 über das Bundesverwaltungsgericht (Verwaltungsgerichtsgesetz,
VGG; SR 173.32).
43 Bundesgesetz vom 17. Juni 2005 über das Bundesgericht (Bundesgerichtsgesetz, BGG; SR 173.110).






das Flughafenfondsgesetz. 45 Für den Flughafen Genf gibt es ein Flughafengesetz so-
wie ein Flughafenreglement. 46 Für den Flughafen Basel-Mülhausen haben der Bund
und die Kantone Basel-Stadt und Basel-Landschaft eine Vereinbarung über die Zusam-
menarbeit bei der Wahrung der schweizerischen Interessen abgeschlossen. 47
Das kantonale Raumplanungs- und Entschädigungsrecht, 48 das Polizeirecht 49 sowie
das Verfahrensrecht 50 spielen im Zusammenhang mit Flugplätzen ebenfalls eine Rolle.
§ 3 Infrastrukturanlagen für den Luftverkehr
Infrastrukturanlagen für den Luftverkehr sind Flugplätze sowie Flugsicherungsanla-
gen. 51
Ein Flugplatz ist ein festgelegtes Gebiet einschliesslich der als Flugplatzanlagen be-
zeichneten Bauten und Anlagen für die Ankunft und den Abflug von Luftfahrzeugen,
für deren Stationierung und Wartung, für den Verkehr der Passagiere und für den Um-
schlag von Gütern. 52 Das schweizerische Luftfahrtrecht unterscheidet zwei Kategorien
von Flugplätzen, für welche teilweise unterschiedliche Vorschriften gelten: Flughäfen
dienen dem öffentlichen Verkehr; auf ihnen wird der gewerbsmässige, allen zugängli-
che Linien- und Charterverkehr abgewickelt. Sie sind verpflichtet, Flugzeuge im natio-
nalen und internationalen Verkehr zuzulassen (Zulassungszwang). 53 Flugfelder stehen
nur dem privaten Verkehr zur Verfügung; für sie besteht grundsätzlich kein Zulas-
sungszwang. 54 In der Schweiz gibt es zurzeit insgesamt 13 Flughäfen sowie 44 allge-
die Verordnung vom 4. Oktober 1995 zum Luftfahrtrecht des Bundes (LS 748.2), deren Bestimmungen
mit der Privatisierung des Flughafens jedoch zu einem erheblichen Teil gegenstandslos geworden sind
und deshalb aufgehoben werden sollten.
45 Flughafenfondsgesetz vom 20. August 2001 (LS 748.3).
46 Loi sur l’aéroport international de Genève vom 10. Juni 1993 (LAIG; RSG H 325); Règlement d’ap-
plication de la loi sur l’aéroport international de Genève vom 13. Dezember 1993 (RAIG; RSG H 3
25.01).
47 Vereinbarung vom 25. November 1997/14. Januar 1998 zwischen der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft (. . .) und den Kantonen Basel-Stadt und Basel-Landschaft (. . .) betreffend Zusammenarbeit bei
der Wahrung der schweizerischen Interessen auf dem binationalen Flughafen Basel-Mülhausen (Zu-
sammenarbeitsvereinbarung) (SR 748.134.4).
48 Für den Kanton Zürich Gesetz vom 7. September 1975 über die Raumplanung und das öffentliche
Baurecht (Planungs- und Baugesetz, PBG; LS 700.1); Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivil-
gesetzbuch vom 2. April 1911 (EG ZGB; LS 230); Gesetz vom 30. November 1879 über die Abtre-
tung von Privatrechten (AbtrG; LS 781).
49 Für den Kanton Zürich Polizeiorganisationsgesetz vom 29. November 2004 (LS 551.1); Kantonspoli-
zeiverordnung vom 28. April 1999 (LS 551.11).
50 Für den Kanton Zürich Gesetz vom 24. Mai 1959 über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen (Ver-
waltungsrechtspflegegesetz, VRG; LS 175.2).
51 Art. 1 VIL. Vgl. zur Verkehrs-Infrastruktur im Allgemeinen in diesem Band Uhlmann, Verkehrsver-
waltungsrecht, Rz. 5 ff.
52 Art. 2 VIL.
53 Art. 36a Abs. 2 LFG; Art. 2 VIL.
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meine Flugfelder und 28 Helikopterflugfelder (Heliports). 55 Dazu kommen 42 Ge-
birgslandeplätze 56 sowie elf Militärflugplätze, von denen vier in grösserem Umfang
auch von zivilen Flugzeugen benutzt werden. 57
Innerhalb der Kategorie der Flughäfen erfolgt eine Unterscheidung zwischen Landes-
flughäfen und Regionalflughäfen. Die Vorschriften für Flughäfen gelten allerdings
weitestgehend in gleicher Weise für beide Kategorien. 58 Landesflughäfen sind die
Flughäfen Zürich und Genf sowie der Flughafen Basel-Mülhausen (Europort); sie sind
die nationalen Drehscheiben des internationalen Luftverkehrs. 59 Regionalflughäfen hat
es in Bern-Belp, 60 Lugano-Agno, 61 Sitten (Wallis) und St. Gallen-Altenrhein 62 sowie
in Birrfeld (Aargau), 63 Grenchen (Solothurn), Samedan (Graubünden), 64 Lausanne-
Blécherette, Ecuvillens (Freiburg) und Les Eplatures (Neuenburg). 65 Sie dienen der
Geschäfts-, Touristik- und Arbeitsfliegerei, teilweise auch dem Linienverkehr, daneben
aber auch der fliegerischen Aus- und Weiterbildung sowie dem Flugsport. 66
Flugsicherungsanlagen sind radioelektrische Navigations- und Übermittlungsanlagen
für die Leitung und sichere Abwicklung des Luftverkehrs, 67 wie beispielsweise
Radar-, Flugfunk- und Navigationsanlagen. Ausserhalb von Flugplätzen gibt es 44 der-
artige Anlagen. 68 Für den Bau von Flugsicherungsanlagen gelten die Normen und
Empfehlungen der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) sowie der Euro-
päischen Organisation für Flugsicherung (Eurocontrol). 69
55 Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt (SIL), Teil III B, S. 23 ff. Heliports fallen auch in die Kategorie
der Flugfelder; sie bilden in Gesetz und Verordnung keine eigene Gruppe, wohl aber im SIL; vgl. Tei-
l III B, S. 27 f., und III B 5, S. 24 ff. Vgl. dazu z.B. BGE 128 II 292ff.
56 Gebirgslandeplätze sind Landestellen über 1100 m über Meer; Art. 54 VIL. Sie gelten nicht als Flug-
plätze, sondern als Stellen für Aussenlandungen, d.h. für Landungen und Starts ausserhalb von Flug-
plätzen; Art. 2 VIL.
57 SIL, Teil III B, S. 24; vgl. dazu Art. 30 VIL.
58 Eine Ausnahme bildet die Geltungsdauer der Betriebskonzession, die für Landesflughäfen fünfzig, für
Regionalflughäfen dreissig Jahre beträgt (Art. 13 VIL).
59 SIL, Teil III B 1, S. 2 f.; Bericht des Bundesrates über die Luftfahrtpolitik der Schweiz 2004,
BBl 2005 1781ff., 1837 (Bericht Luftfahrtpolitik). Vgl. dazu hinten Rz. 25 ff.
60 Vgl. dazu z.B. Reko UVEK, VPB 67/2003 Nr. 131; BGer, ZBl 101/2000, S. 83 ff.
61 Vgl. dazu z.B. BGE 125 II 643ff.; Flavia Verzasconi, Ampliamento dell’aeroporto di Lugano-
Agno: procedure di concessione e conseguenze per la pianificazione del territorio, con particolare ri-
ferimento alla protezione contro i rumori, Rivista di diritto amministrativo e tributario ticinese I-2000,
S. 309 ff.
62 Der Flugplatz St. Gallen-Altenrhein ist noch nicht als Regionalflughafen konzessioniert.
63 Vgl. dazu z.B. AGVE 1989, S. 208 ff.
64 Vgl. dazu z.B. BGE 129 II 331 ff.
65 In Bressaucourt (Jura) ist ein neuer Regionalflughafen im Entstehen. Die Konzession dafür ist erteilt,
aber noch nicht rechtskräftig; FF 2005 3368.
66 SIL, Teil III B 2, S. 7 ff.; Bericht Luftfahrtpolitik, S. 1840. Der Bund kann an die Kosten für Bau, Ein-
richtung, Verbesserung und Erweiterung von Flugplätzen, die dem gewerbsmässigen Regionalverkehr,
der fliegerischen Aus- oder Weiterbildung oder der Schweizerischen Luftverkehrsschule dienen, zins-
günstige Darlehen bis zu 25% leisten; Art. 101a Abs. 2 LFG.
67 Art. 2 VIL.
68 SIL, Teil III B, S. 28 f.; Teil III B 7, S. 38 ff.
69 Art. 3 Abs. 1bis und 2 VIL. Vgl. zu den genannten Organisationen in diesem Band Dettling-Ott,





Im Folgenden wird in erster Linie die Rechtslage mit Bezug auf die Landesflughäfen
Zürich und Genf erörtert; auf die Besonderheiten des auf französischem Staatsgebiet
gelegenen Flughafens Basel-Mülhausen wird nur am Rande eingegangen. Die Ausfüh-
rungen über Planung und Bewilligung von Flugplätzen 70 gelten weitgehend auch für
die Regionalflughäfen sowie – mit einigen Abweichungen – für die übrigen Flugplätze
(Flugfelder).
§ 4 Am Betrieb von Flughäfen beteiligte Organisationen
Am Betrieb von Flugplätzen, insbesondere von Flughäfen, sind zahlreiche Organisa-
tionen beteiligt.
Verantwortlich für den Betrieb eines Flughafens ist der Flughafenhalter, d.h. die öf-
fentlich-rechtliche oder privatrechtliche Organisation, welche gestützt auf die Flugha-
fenkonzession den Flughafen führt. 71 Der Flughafenhalter muss unter Beachtung der
luftfahrtrechtlichen, raumplanungsrechtlichen und umweltrechtlichen Vorgaben die In-
frastruktur bereitstellen und den ordnungsgemässen, sicheren und dauerhaften Betrieb
des Flughafens gewährleisten. 72 Zur Erfüllung dieser Aufgaben ernennt der Flughafen-
halter einen Flugplatzleiter, dem die Verantwortung insbesondere für die Sicherheit auf
dem Flughafen und für die Organisation des Flughafens obliegt. 72a
Wichtigste Akteure sind die Fluggesellschaften; ohne sie läuft nichts auf einem Flug-
hafen. Für den Flughafen Zürich hat die «schweizerische» Luftfahrtgesellschaft
Swiss 73 eine sehr grosse Bedeutung; sie hat hier ihre Home Base. Im Jahr 2006 betrug
der Anteil der Swiss am Verkehr im Flughafen Zürich sowohl in Bezug auf die Passa-
giere als auch in Bezug auf die Flugbewegungen über 50%. Mehr als 100 weitere Ge-
sellschaften fliegen Zürich im Linien- oder Charterverkehr an. 74 Im Flughafen Genf
beträgt dagegen der Anteil der Swiss lediglich gut 10%; den grössten Anteil hat dort
Easy Jet mit etwas mehr als einem Drittel. Insgesamt sind in Genf über 50 Luftfahrtge-
sellschaften im Linien- und Chartergeschäft aktiv. 75
Die Aufsicht über die Luftfahrt auf dem Gebiet der Schweiz obliegt dem Bundesrat,
dem Eidgenössischen Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation
(UVEK oder Departement) sowie dem Bundesamt für Zivilluftfahrt (BAZL oder Bun-
70 Hinten Rz. 34 ff.
71 Art. 36a LFG.
72 Vgl. dazu hinten insb. Rz. 36 und 58f., für Flugfelder Rz. 62 ff.
Art. 29c ff. VIL; Flugplatzleiterverordnung (vorn Fn. 10a).
73 Die Swiss ist heute eine Tochtergesellschaft der deutschen Lufthansa, nachdem sie 2001 nach dem
Untergang der Swissair mit öffentlichen Geldern des Bundes sowie von Kantonen und Gemeinden ge-
schaffen worden war. Vgl. dazu den Bundesbeschluss vom 17. November 2001 über die Finanzierung
des Redimensionierungskonzeptes für die nationale Zivilluftfahrt, BBl 2002 410f., sowie die Bot-
schaft des Bundesrates vom 7. November 2001, BBl 2001 6439ff.
74 Geschäftsbericht 2006 der Unique (Flughafen Zürich AG), S. 84 f.
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desamt). 76 Das BAZL ist die Fachbehörde für die Luftfahrt und damit auch Aufsichts-
behörde über die Infrastruktur der Luftfahrt. 77 Im Zusammenhang mit Planung und
Bau von Flugplätzen spielen auch das Bundesamt für Umwelt (BAFU) 78 sowie das
Bundesamt für Raumentwicklung (ARE) eine wichtige Rolle. 79 In den Flughafenkan-
tonen kommen auch den kantonalen Behörden gewisse Aufsichtsfunktionen zu. 80
Für den Betrieb eines Flughafens erfüllt sodann der Flugsicherungsdienst eine zentrale
Funktion. Diese Aufgabe obliegt in der Schweiz der Skyguide, Schweizerische Aktien-
gesellschaft für zivile und militärische Flugsicherung. 81 Es handelt sich dabei um eine
gemischtwirtschaftliche Aktiengesellschaft, welche zu fast 100% dem Bund gehört;
die Gesellschaft ist nicht gewinnorientiert. 82 Sie erfüllt im Auftrag des Bundes hoheit-
liche Aufgaben. Sie leitet den Flugverkehr und ist unter anderem zuständig für die
Fluginformation, den Fernmeldedienst, den Alarmdienst und die Flugvermessung. 83
Hoheitliche Aufgaben erfüllen auch die Polizei- und Zollorgane, die für polizeiliche
Aufgaben bzw. die Zollabfertigung von Passagieren und Fracht auf den Flughäfen ver-
antwortlich sind. 84 Wichtige Funktionen nehmen auch die Rettungsdienste (Feuerwehr
und Sanität) wahr.
Zahlreiche private Unternehmen sind sodann verantwortlich für die Wartung der Flug-
zeuge, die Abfertigung von Passagieren und Fracht, die Bereitstellung der Bordverpfle-
gung, die Betankung der Flugzeuge sowie für den Betrieb von Restaurants, Läden und
Dienstleistungen zu Gunsten der Passagiere und Besucher des Flughafens. 85 Die Er-
schliessung der Flughäfen durch den öffentlichen und privaten Verkehr obliegt den
Kantonen und Gemeinden sowie den Unternehmen des öffentlichen Verkehrs. Der
Flughafenhalter ist dafür verantwortlich, dass all diese Aufgaben wahrgenommen wer-
den, 86 dass also der Flughafenbetrieb reibungslos funktioniert. 87
76 Art. 3 Abs. 1 und 2 i.V.m. Art. 2 Abs. 1 lit. e LFG. Vgl. dazu in diesem Band Dettling-Ott, Betrieb
der Luftfahrt, Rz. 3 ff.
77 Art. 3b i.V.m. Art. 3 Abs. 3 VIL.
78 Art. 42 Abs. 2 i.V.m. Art. 9 Abs. 7 USG.
79 Art. 32 RPG.
80 Vgl. z.B. § 3 Abs. 1 Flughafengesetz Zürich; Art. 5 LAIG.
81 Art. 2 Abs. 2 VFSD. Vgl. dazu in diesem Band Dettling-Ott, Betrieb der Luftfahrt, Rz. 8.
82 Art. 40 Abs. 2 LFG.
83 Art. 1 Abs. 1 i.V.m. Art. 2 Abs. 2 und Anhang zur VFSD.
84 Vgl. dazu hinten Rz. 89 ff.
85 Vgl. für den Flughafen Zürich Art. 128 ff. und Anhang 1 des Betriebsreglements vom 31. Mai 2001,
inkl. Beilage 1; hinten Rz. 92 f.
86 Vgl. dazu Jaag, Flughafen Zürich, S. 222 ff.








§ 5 Entstehung und Bedeutung
Unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg, in den Jahren 1945 und 1946, beschloss die
Bundesversammlung grundsätzlich die Förderung des Baus von Zivilflugplätzen sowie
die Gewährung von Bundesbeiträgen für den Bau der Flughäfen Genf-Cointrin und
Zürich-Kloten. 88 Im Übrigen oblagen Bau und Betrieb der Flughäfen den betreffenden
Kantonen. Diese wurden auch später immer wieder vom Bund finanziell unterstützt. 89
Nach heutiger Regelung kann der Bund an die Verbesserung und Erweiterung der Lan-
desflughäfen zins- und amortisationsgünstige Darlehen bis zu 25% der Baukosten leis-
ten. 90 Die Subventionierung von Flughäfen unterliegt dem Verbot von Beihilfen ge-
mäss dem Luftverkehrsabkommen mit der EG. 91
Die Landesflughäfen sind gemäss dem Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt (SIL) die
nationalen Drehscheiben des internationalen Luftverkehrs; sie bilden einen wesentli-
chen Bestandteil des schweizerischen Gesamtverkehrssystems. 92 Dem Flughafen Zü-
rich kommt unter den Landesflughäfen eine gewisse Vorrangstellung zu. Gemäss SIL
soll er «seine Rolle als eine der grossen europäischen Drehscheiben des Weltluftver-
kehrs» («Hub») wahrnehmen können. 93
§ 6 Flughafen Zürich
Der Flughafen Zürich 94 wurde 1948 eröffnet. Während gut 50 Jahren hat der Kanton
als Flughafenhalter den Flughafen betrieben. Die Flughafendirektion war damals in die
88 Bundesbeschluss vom 22. Juni 1945 über den Ausbau der Zivilflugplätze (BS 7 738ff.); Bundesbe-
schluss vom 21. Juni 1945 über die Gewährung eines Bundesbeitrages für den Ausbau des Flughafens
Genf-Cointrin (BS 7 740ff.); Bundesbeschluss vom 13. Juni 1946 über den Bau des interkontinentalen
Flughafens Zürich-Kloten (BS 7 42 ff.).
89 Vgl. z.B. den Bundesbeschluss vom 17. Juni 1982 über Bundesbeiträge und Kredite betreffend die
Bauprogramme 1981–1985 der Flughäfen Basel, Genf und Zürich, BBl 1982 II 479f., sowie die Bot-
schaft des Bundesrates dazu vom 25. Januar 1982, BBl 1982 I 965ff.
90 Art. 101a Abs. 1 LFG.
91 Art. 13 LVA; dazu Hirsbrunner, Luftverkehrsabkommen, S. 91 ff.; Ulrich Soltész/Burghard
Hildebrandt, Flughäfen im Visier der Brüsseler Beihilfekontrolle, in: Scholz/Moench, S. 82 ff.,
84 ff.
92 Vgl. Ziff. 2.2 der Erwägungen des UVEK zur Erteilung der Betriebskonzession für den Flughafen Zü-
rich vom 31. Mai 2001; Bericht Luftfahrtpolitik, S. 1837.
93 Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt, Teil III B1-B7–3; Ziff. 2.2 der Erwägungen des UVEK zur Ertei-
lung der Betriebskonzession für den Flughafen Zürich vom 31. Mai 2001.
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Volkswirtschaftsdirektion integriert; der Flughafen war eine unselbständige öffentlich-
rechtliche Anstalt des Kantons. 95
Ende der Neunzigerjahre wurde durch das kantonale Flughafengesetz die Flughafen-
Aktiengesellschaft gegründet und mit dem Betrieb des Flughafens betraut. Die Unique
(Flughafen Zürich AG) ist seit 1. April 2000 Flughafenhalterin; sie ist ein gemischt-
wirtschaftliches Unternehmen gemäss Art. 762 OR. 96 Der Kanton Zürich hält heute ei-
nen Drittel der Aktien der Unique; 97 von Gesetzes wegen muss er mindestens einen
Drittel des stimmberechtigten Aktienkapitals behalten und über mindestens einen Drit-
tel der Sitze im Verwaltungsrat verfügen. 98
Auch wenn der Halter des Flughafens Zürich ein privatrechtliches Unternehmen ist,
unterliegen Bau und Betrieb des Flughafens weitgehend dem öffentlichen Recht. So
gelten die Regelungen betreffend Planung, Bau und Betrieb unabhängig von der
Rechtsform des Flughafenhalters. Als Konzessionärin des Bundes, die eine öffentliche
Aufgabe erfüllt, unterliegt die Flughafenhalterin ähnlich wie der Staat auch der Bin-
dung an die Grundrechte. 99
Durch die Ausgestaltung der Unique als gemischtwirtschaftliches Unternehmen hat
sich der Kanton Zürich gewisse Mitspracherechte und Aufsichtskompetenzen gesi-
chert. So kann der Regierungsrat den Vertretern des Kantons im Verwaltungsrat Ins-
truktionen erteilen; Instruktionen betreffend Bau oder Verlängerung von Pisten unter-
liegen der Genehmigung durch den Kantonsrat sowie dem fakultativen Referendum. 100
Insofern wird die Unique in ihrer privatwirtschaftlichen Autonomie nicht nur durch das
eidgenössische, sondern auch durch das kantonale Recht eingeschränkt.
§ 7 Flughafen Genf
Der Flughafen Genf 101 ist ebenfalls nach dem Zweiten Weltkrieg erstellt und in Betrieb
genommen worden. Flughafenhalter ist die Aéroport international de Genève, eine
selbständige öffentlich-rechtliche Anstalt des kantonalen Rechts. 102
118 Ib 530ff.; 117 Ib 387ff.; 117 Ib 399ff.; BGer, ZBl 84/1983, 365ff.; Reko UVEK, VPB 64/2000
Nr. 118 und 119; Bundesrat, VPB 39/1975 Nr. 35.
95 Vgl. zur Entwicklung und früheren Rechtslage des Flughafens Zürich Jaag, Flughafen Zürich,
S. 206 ff.; Walpen, S. 11ff.
96 § 2 Flughafengesetz.
97 Regierungsratsbeschluss (RRB) vom 8. März 2006 (nicht publ.).
98 §§ 7 und 8 Flughafengesetz.
99 Art. 35 Abs. 2 BV. Vgl. dazu Isabelle Häner, Grundrechtsgeltung bei der Wahrnehmung staatli-
cher Aufgaben durch Private, AJP 11/2002, S. 1144ff.; Philipp Häsler, Geltung der Grundrechte
für öffentliche Unternehmen, Diss., Bern 2005.
100 § 19 Flughafengesetz; vgl. dazu hinten Rz. 52.
101 Vgl. dazu z.B. BGE 129 II 72 ff.; 124 II 543 ff.; 122 II 17 ff.; 122 II 349ff.; 121 II 317 ff.; 120 Ib
70ff.; 81 I 35 ff.; Bundesrat, VPB 39/1975 Nr. 35.
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Der Flughafen Genf wird durch einen Verwaltungsrat geführt, dem von Gesetzes we-
gen je ein Mitglied der im Grossen Rat vertretenen politischen Parteien, fünf vom
Staatsrat bestimmte Mitglieder, zwei Gemeindevertreter, zwei Vertreter anderer fran-
zösischsprachiger Kantone, ein Vertreter der benachbarten französischen Departe-
mente, zwei Vertreter der den Flughafen benutzenden Luftfahrtgesellschaften sowie
drei Personalvertreter angehören; sie werden für eine Amtsdauer von vier Jahren ge-
wählt, mit zweimaliger Möglichkeit der Wiederwahl. 103 Der Präsident und der erste
Vizepräsident des Verwaltungsrates werden durch den Staatsrat gewählt; die Wahl des
zweiten Vizepräsidenten obliegt dem Verwaltungsrat und unterliegt der Genehmigung
durch den Staatsrat. 104 Die Direktion setzt sich aus dem Präsidenten und den beiden Vi-
zepräsidenten sowie zwei weiteren Mitgliedern des Verwaltungsrates zusammen. 105
Der Staatsrat übt die Oberaufsicht über den Flughafen aus. 106
§ 8 Flughafen Basel-Mülhausen
Der Flughafen Basel-Mülhausen (Euro Airport) hat seine Rechtsgrundlage in einem
Staatsvertrag zwischen der Schweiz und Frankreich von 1949. 107 In diesem verpflich-
ten sich die beiden Staaten, gemeinsam einen Zivilflughafen zu bauen und zu betrei-
ben. Zu diesem Zweck wurde ein öffentlich-rechtliches Unternehmen gegründet, wel-
ches dem französischen Recht untersteht. Ihm obliegen Bau und Betrieb des
Flughafens nach Massgabe des französischen Rechts. 108 Die Statuten der Gesellschaft
bilden Bestandteil des Staatsvertrags. 109 Das schweizerische Recht findet auf den Flug-
hafen Basel-Mülhausen nur sehr beschränkt Anwendung. 110
103 Art. 7 f. LAIG. Ein Vorstoss im kantonalen Parlament verlangt eine Entpolitisierung und Verkleine-
rung des Verwaltungsrates; Projet de loi modifiant la loi sur l’aéroport international de Genève
(LAIG) vom 30. August 2005.
104 Art. 12 LAIG.
105 Art. 15 LAIG.
106 Art. 5 LAIG.
107 Vorne Rz. 7.
108 Art. 1 des Staatsvertrags.
109 Anhang 1 zum Staatsvertrag.
110 Vgl. dazu Christian Noelpp, Der Flughafen Basel-Mülhausen, BJM 1984, S. 113 ff.; Kaspar
Spoendlin, Schweizerische Lufthoheit und Fluglärm um den Flughafen Basel-Mulhouse, ZBl 94/
1993, S. 285 ff.; Stephan Breitenmoser, Die Zusammenarbeit des Kantons Basel-Stadt mit dem
Bund und dem Ausland, in: Denise Buser (Hrsg.), Neues Handbuch des Staats- und Verwaltungs-
rechts des Kantons Basel-Stadt, Basel 2008, S. 305 ff., 340 ff.
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Drittes Kapitel
Planung und Bewilligung von Flugplätzen
§ 9 Ausgangspunkt und Übersicht
Luftverkehr ist heute wie Strassen- und Eisenbahnverkehr ein unabdingbarer Bestand-
teil des individuellen und wirtschaftlichen Lebens. Die Bereitstellung der erforderli-
chen Infrastrukturen liegt damit im öffentlichen Interesse und ist eine öffentliche Auf-
gabe. 111 Soweit der Staat sie nicht selbst erfüllt, hat er zumindest die entsprechenden
Rahmenbedingungen aufzustellen und für die ordnungsgemässe Erfüllung der Auf-
gabe zu sorgen.
Bei der abstrakten Festlegung der Rahmenbedingungen wie auch bei konkreten Ent-
scheidungen im Rahmen der Planung sowie von Konzessions-, Bewilligungs- und Ge-
nehmigungsverfahren ist zu berücksichtigen, dass dem öffentlichen Interesse am Luft-
verkehr und an der dafür erforderlichen Infrastruktur gewichtige gegenläufige
Interessen gegenüberstehen. 112 Die Bundesverfassung enthält nicht nur einen Auftrag
zur Regelung der Luftfahrt und gewährleistet nicht nur Ansprüche auf persönliche und
wirtschaftliche Entfaltung, 113 sondern statuiert auch den Grundsatz der Nachhaltig-
keit, 114 die Eigentumsgarantie 115 sowie Aufträge zur Raumplanung und zum Umwelt-,
Natur- und Heimatschutz. 116 Im Rahmen einer Interessenabwägung sind die sich wi-
dersprechenden Anliegen in ein Gleichgewicht zu bringen. 117 Diese Interessenabwä-
gung hat zur Folge, dass einerseits nicht jedem Ausbauwunsch der Flugplatzhalter
stattgegeben werden kann, anderseits Einbussen bezüglich Umwelt-, Eigentums-, Na-
tur- und Heimatschutz in Kauf zu nehmen sind.
Flugplätze müssen zahlreiche Anforderungen luftfahrtrechtlicher, raumplanungsrecht-
licher und umweltrechtlicher Natur erfüllen. Sie müssen so ausgestaltet, organisiert
und geführt sein, dass der Betrieb geordnet ist und die Sicherheit für Personen und Sa-
chen bei der Bereitstellung der Flugzeuge, beim Ein- und Aussteigen, beim Beladen
und Entladen, beim Rollen von Flugzeugen und Bodenfahrzeugen sowie bei An- und
Abflügen stets gewährleistet ist. 118 Nachteilige Auswirkungen auf die natürlichen Le-
bensgrundlagen, die Bevölkerung und die Wirtschaft sind gering zu halten. 119 Emissio-
111 Vgl. dazu eingehend Plüss, insb. S. 93 ff.
112 Auch dazu Plüss, S. 93 ff.
113 Art. 13 Abs. 1 und Art. 27 BV.
114 Art. 73 BV.
115 Art. 26 BV.
116 Art. 75, 74 und 78 BV.
117 Dazu Plüss, S. 64 ff.
118 Art. 3 Abs. 1 VIL.
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nen sind so weit zu begrenzen, als dies technisch und betrieblich möglich sowie wirt-
schaftlich tragbar ist. 120
Die Überwachung der Einhaltung all dieser Rahmenbedingungen für Bau und Betrieb
eines Flugplatzes erfolgt durch die Aufsichtsbehörden des Bundes in erster Linie prä-
ventiv im Rahmen von Planungs-, Bewilligungs- und Konzessionsverfahren, die teils
gleichzeitig, teils nacheinander zu durchlaufen sind.
Übersicht über die wichtigsten Verfahren und Zuständigkeiten:
Auch wenn der Bundesrat oder das UVEK für einen Entscheid zuständig ist, obliegt
dessen Ausarbeitung und die Antragstellung dem BAZL, der für die Zivilluftfahrt pri-
mär zuständigen Bundesbehörde. 121
§ 10 Raumplanung
I. Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt
Der Betrieb eines Flugplatzes ist eine raumwirksame Tätigkeit im Sinne des eidgenös-
sischen Raumplanungsrechts. 122 Dieses hat zur Aufgabe, die raumwirksamen Tätig-
keiten zu koordinieren und unter anderem zum Ziel, «wohnliche Siedlungen und die
räumlichen Voraussetzungen für die Wirtschaft» zu schaffen und zu erhalten; Wohnge-
biete sollen vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen wie Luftverschmutzung, Lärm
und Erschütterungen möglichst verschont werden. 123
Der Bund hat seine raumwirksamen Tätigkeiten im Rahmen von Sachplänen zu har-
monisieren. 124 Im Bereich des Luftverkehrs erfolgt diese Koordination durch den vom
Bundesrat zu erlassenden Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt (SIL). 125 Der Sachplan
120 Art. 11 Abs. 2 USG; Art. 7 f. LSV; Art. 18 LRV; vgl. dazu BGE 124 II 293ff., 328f., 341.
121 Art. 3 Abs. 1 und 2 LFG; Art. 7 der Organisationsverordnung für das Eidgenössische Departement
für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (OV-UVEK) vom 6. Dezember 1999
(SR 172.217.1).
122 Vgl. dazu Griffel, S. 98f.
123 Art. 1 und 3 RPG.
124 Art. 13 RPG; Art. 14 ff. RPV. Vgl. dazu Lukas Bühlmann, in: Kommentar RPG, Art. 13.
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dient dazu, die räumliche Konzeption der Infrastruktur der Zivilluftfahrt festzulegen
und mit anderen raumwirksamen Tätigkeiten abzustimmen. Er legt den Zweck, das
Areal, die Grundzüge der Nutzung, die Erschliessung sowie die Rahmenbedingungen
für den Betrieb der Infrastrukturanlagen für den zivilen, d.h. nicht-militärischen Luft-
verkehr fest. 126
Der Sachplan setzt sich zusammen aus einem Konzeptteil und aus Objektblättern für
die einzelnen Flugplätze. 127 Der konzeptionelle Teil legt die Rahmenbedingungen und
generelle Ausrichtung der Zivilluftfahrt sowie deren Einordnung in den Gesamtver-
kehr, die räumliche Abstimmung sowie Grundsätze zum Schutz der Umwelt fest. 128 In
den Objektblättern des SIL werden die Grundsätze zum Betriebskonzept der einzelnen
Flugplätze festgelegt, insbesondere die Grundzüge der Nutzung, die Erschliessung so-
wie die Rahmenbedingungen zum Betrieb (Lärmbelastung, Flugbewegungen usw.).
Der Sachplan ist – wie die Richtplanung – behördenverbindlich. 129 Er muss bei der
Raumplanung der Kantone und Gemeinden sowie bei Planung, Bau und Betrieb von
Flugplätzen und anderen Infrastrukturanlagen für den Luftverkehr berücksichtigt
werden. 130 Er bildet die Grundlage für die Erteilung der Betriebskonzession oder
-bewilligung, für die Genehmigung des durch den Flugplatzhalter zu erlassenden
Betriebsreglements und für die Bewilligung von Bauten und Anlagen im Plangenehmi-
gungsverfahren; 131 ohne Eintrag im Sachplan kann somit inskünftig weder eine Be-
triebskonzession noch eine Plangenehmigung erteilt oder ein Betriebsreglement geneh-
migt werden.
Der Sachplan ist noch nicht vollständig erlassen. Neben dem Konzeptteil existieren
Objektblätter für kleinere Flugplätze. Für die Flughäfen Zürich und Genf gibt es dage-
gen noch keine Objektblätter; sie sind erst in Bearbeitung und sollten bis ca. 2010 vor-
liegen. Die Erneuerung der Betriebskonzessionen im Jahr 2001 erfolgte ebenso wie die
Genehmigung von Ausbauplänen und der Betriebsreglemente ohne die erforderlichen
planungsrechtlichen Grundlagen. 132
Obwohl das BAZL für die Ausarbeitung und der Bundesrat für den Erlass des Sach-
plans zuständig sind, sind auch die Behörden der betroffenen Kantone und Gemeinden
in die Ausarbeitung einzubeziehen; Raumplanung muss in Zusammenarbeit aller betei-
ligten Ebenen erfolgen und darf – auch im Kompetenzbereich des Bundes – nicht ein-
E. 4.8; ferner Peter Ettler, Sachpläne des Bundes – die raumplanerische und umweltschutzrechtliche
Einbettung von Grossprojekten. Sachpläne Alptransit (Kanton Uri) und Infrastruktur Luftfahrt als Fall-
beispiele, URP 15/2001, S. 352 ff., 359 ff.; Griffel, S. 101 f., 105ff.; Walpen, S. 103ff., 114 ff.
126 Art. 3a VIL.
127 Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt (SIL) vom 18. Oktober 2000/30. Januar 2002/14. Mai 2003/
18. August 2004/2. November 2005 (www.uvek.admin.ch/verkehr/sil, zuletzt besucht am 1. Oktober
2007). Vgl. dazu den Bericht Luftfahrtpolitik, S. 1834ff.
128 Walpen, S. 128 ff.
129 Art. 3a Abs. 1 VIL; Art. 22 RPV; BGE 133 II 120ff., 123. Vgl. dazu Lukas Bühlmann, Verbind-
lichkeit und Wirkung von Richt- und Sachplänen, URP 15/2001, S. 391 ff.
130 Art. 36c Abs. 2 und Art. 37 Abs. 5 LFG; Art. 3a Abs. 1 VIL; vgl. dazu BGE 129 II 331 ff., 343 ff.
131 Art. 12 Abs. 1 lit. a, Art. 25 Abs. 1 lit. a und Art. 27d Abs. 1 lit. a VIL.
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seitig vom Bund angeordnet werden. 133 Zu diesem Zweck finden Koordinationsverfah-
ren mit allen beteiligten Behörden und unter Einbezug der Öffentlichkeit statt. 134
II. Kantonaler Verkehrsplan
Auf kantonaler Ebene muss der Verkehrsplan als Teil des kantonalen Richtplans Flug-
plätze enthalten. Dabei sind die Vorgaben des SIL zu berücksichtigen. Insofern geht es
– wenn der SIL einmal vorliegt – mehr um eine Wiedergabe der auf Bundesebene er-
folgten Festlegungen als um eigenständige Planung. 135
Im Kanton Zürich basiert der derzeitige Verkehrsplan auf den An- und Abflugrouten
des Flughafens Zürich, wie sie bis vor wenigen Jahren benutzt wurden. Mit den durch
die deutschen Massnahmen bewirkten Änderungen im An- und Abflugregime des
Flughafens werden ganze Gebiete des Kantons Zürich und der Nachbarkantone – in
Abweichung von den derzeit geltenden planungsrechtlichen Grundlagen – neu oder er-
heblich stärker als bisher durch Flugbewegungen und durch damit verbundenen Flug-




Flugplatzanlagen, d.h. Bauten und Anlagen, die ganz oder überwiegend dem Betrieb
eines Flugplatzes dienen, unterliegen dem Plangenehmigungsverfahren gemäss Luft-
fahrtgesetz. 136 Dabei handelt es sich um eine Art spezialgesetzliches Baubewilligungs-
verfahren. Demgegenüber unterstehen Nebenanlagen, d.h. Bauten und Anlagen auf
Flugplätzen, die nicht ganz oder überwiegend dem Flugplatzbetrieb dienen, einem
Baubewilligungsverfahren nach kantonalem Recht. 137
Der Begriff der Nebenanlagen wird in der Praxis eng ausgelegt, der Begriff der Flug-
platzanlage demgemäss weit. Flugplatzanlagen sind all jene Bauten und Anlagen, die
133 Art. 75 Abs. 2 BV; Art. 1 Abs. 1 und Art. 13 Abs. 2 RPG; Griffel, S. 110 ff.
134 Vgl. dazu BGE 133 II 120ff., 122f.; Walpen, S. 118 f.
135 Art. 6 RPG.
136 Art. 37 ff. LFG; Art. 27a ff. VIL. Vgl. dazu Walpen, S. 205 ff. Das noch für die fünfte Ausbauetappe
des Flughafens Zürich angewendete Verfahren mit Rahmenkonzession und Baukonzessionen (vgl.
dazu insbesondere BGE 124 II 293ff., 310 ff.; ferner BGE 126 II 522 ff., 535 ff.) ist durch das Plan-
genehmigungsverfahren abgelöst worden. Zur Rechtslage in Deutschland Christoph Moench,
Rechtsfragen der Anlagenzulassung auf Flughäfen und in ihrer Umgebung, in: Scholz/Moench,
S. 132 ff.
137 Art. 37m LFG. Die kantonale Behörde hat allerdings vor dem Entscheid über die Baubewilligung
das BAZL anzuhören. Das BAZL ist überdies berechtigt, Verfügungen der kantonalen Behörden mit





G. Luftverkehrsrecht – Teil I: Infrastruktur der Luftfahrt
360 Tobias Jaag/Julia Hänni
aufgrund ihrer Zweckbestimmung örtlich und funktionell zum Flugplatz gehören und
seinem ordnungsgemässen und reibungslosen Betrieb dienen. 138 Für die Qualifikation
eines Bauvorhabens als Flugplatzanlage muss «ein sachimmanenter und unmittelbarer
Zusammenhang mit dem Betrieb eines Flugplatzes oder eine räumlich nahe Beziehung
der fraglichen Baute zum Flugverkehr» bestehen. 139 Flugplatzanlagen sind demnach
etwa Start- und Landepisten, Flughafengebäude, Hangare und Parkhäuser, ferner Si-
cherheitseinrichtungen wie Anflugbefeuerungen und Instrumentenlandesysteme
(ILS). 140 Eine Nebenanlage könnte etwa ein Restaurant oder Nachtklub am Rande des
Flughafenareals sein, welche vorwiegend der lokalen Bevölkerung und nicht in erster
Linie den Flugpassagieren dienen. 141
II. Inhalt und Bedeutung des Plangenehmigungsverfahrens
Das Plangenehmigungsverfahren ist ein konzentriertes Verfahren, 142 in dessen Rah-
men bau-, planungs- und luftfahrtrechtliche Fragen sowie damit verbundene betriebli-
che Belange entschieden und gleichzeitig enteignungsrechtliche Ansprüche beurteilt
werden. 143 Im Plangenehmigungsverfahren ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung
durchzuführen, welche insbesondere die Lärmbelastung und Luftverschmutzung zu
beurteilen hat. 144 Die Leitbehörde koordiniert das Verfahren. Leitbehörde und damit
Genehmigungsinstanz für Flughäfen ist das UVEK, für Flugfelder das BAZL. 145
Mit dem Plangenehmigungsentscheid wird die Erlaubnis erteilt, ein Bauprojekt ent-
sprechend den genehmigten Plänen unter Beachtung der Bedingungen und Auflagen zu
erstellen. 146 Voraussetzung dafür ist, dass das Projekt den Zielen und Vorgaben des
Sachplans Infrastruktur der Luftfahrt entspricht, die luftfahrtspezifischen und techni-
138 Art. 2 VIL.
139 Reko UVEK, VPB 65/2001 Nr. 116, S. 1249; BGE 124 II 75 ff., 78 f. Im Eisenbahnrecht gilt die ana-
loge Abgrenzung zwischen Eisenbahn- und Nebenanlagen; Art. 18 und 18m des Eisenbahngesetzes
vom 20. Dezember 1957 (EBG; SR 742.101); vgl. z.B. BGE 122 II 265 ff., 269 ff.
140 Das Erfordernis der Plangenehmigung für Flugsicherungsanlagen wird in Art. 40a LFG ausdrücklich
statuiert.
141 Vgl. dazu auch Reko UVEK, VPB 65/2001 Nr. 116.
142 Mit dem Bundesgesetz über die Koordination und Vereinfachung von Entscheidverfahren vom 18. Juni
1999 (AS 1999 3071ff.) wurden die Verfahren nicht nur für Flughäfen, sondern auch für Eisenbahnen
und weitere Verkehrsträger gestrafft und so weit wie möglich vereinheitlicht. Mehrere Verfahren wer-
den durch eine Leitbehörde koordiniert und durch einen Gesamtentscheid abgeschlossen. Die betrof-
fenen Fachstellen werden in einem verwaltungsinternen Bereinigungsverfahren in die Beurteilung mit
einbezogen. Art. 37g LFG i.V.m. Art. 62a ff. RVOG; vgl. dazu Thomas Wipf, Das Koordinationsge-
setz des Bundes. Die Koordination, Vereinfachung und Beschleunigung von bodenbezogenen Ent-
scheidverfahren im Bund, Diss., Zürich 2001; Christoph Bandli, Neue Verfahren im Koordinati-
onsgesetz: Ausgleich von Schutz und Nutzen mittels Interessenabwägung, URP 15/2001, S. 511 ff.
143 Art. 27d und 27c VIL; Art. 37h Abs. 1 LFG; BGE 126 II 522ff., 597f.
144 Art. 9 USG; Anhang zur UVPV, Ziff. 14. Vgl. dazu BGE 126 II 522 ff., 544ff., 536 ff.; 124 II 293 ff.,
320 ff., 327ff., 338ff.; Reko INUM, VPB 70/2006 Nr. 44, E. 9. Vgl. auch hinten Rz. 109.
145 Art. 37 Abs. 2 LFG.
146 Art. 27e VIL.
49
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schen Anforderungen erfüllt und den Anforderungen der Raumplanung sowie des Um-
welt-, Natur- und Heimatschutzes genügt. 147
Mit der Plangenehmigung werden sämtliche nach Bundesrecht erforderlichen Bewilli-
gungen erteilt. Kantonale Bewilligungen sind nicht erforderlich; das kantonale Recht
ist jedoch durch die Leitbehörde soweit zu berücksichtigen, als es den Bau und Betrieb
des Flugplatzes nicht unverhältnismässig einschränkt. 148
III. Verfahren
Das Plangenehmigungsgesuch ist durch den Flugplatzhalter nach dessen Verfahrens-
und Zuständigkeitsregeln unter allfälliger Mitwirkung der politischen Organe auszuar-
beiten. Für die Erstellung und Verlängerung von Pisten beispielsweise verlangt das
Zürcher Flughafengesetz einen Beschluss des Kantonsrates, der dem fakultativen Re-
ferendum unterliegt. 149 Ein solcher Entscheid des Kantonsrates und der Stimmberech-
tigten ist für die Vertretung des Kantons im Verwaltungsrat der Unique verbindlich und
könnte einen gegenteiligen Beschluss des Verwaltungsrates, für den eine Zweidrittel-
mehrheit erforderlich ist, verhindern. Rein rechtlich wäre es jedoch möglich, dass sich
der Bundesrat im Rahmen des SIL über die Beschlüsse des Kantons und der Flughafen-
halterin hinwegsetzt und den Bau oder die Verlängerung einer Piste vorsieht. Hält der
Kanton an seiner Ablehnung fest und kommt deshalb im Verwaltungsrat kein entspre-
chender Baubeschluss der Unique zustande, könnte wohl der Bund durch Ersatzvor-
nahme die Pisten erstellen lassen. Dass dies politisch unmöglich wäre, ist offensicht-
lich.
Der Flugplatzhalter hat sein Gesuch mit den erforderlichen Unterlagen der Genehmi-
gungsbehörde einzureichen und das Projekt im Gelände auszustecken. 150 Das Gesuch
wird in den amtlichen Publikationsorganen der betroffenen Kantone und Gemeinden
publiziert und während dreissig Tagen öffentlich aufgelegt. Die betroffenen Kantone
haben die Möglichkeit, innert dreier Monate zum Gesuch Stellung zu nehmen. 151 Von
den zuständigen Fachstellen des Bundes (BAFU, ARE usw.) und der Kantone sind
ebenfalls Stellungnahmen einzuholen. 152 Wer durch das Gesuch betroffen ist, kann
während der Auflagefrist bei der Genehmigungsbehörde Einsprache erheben; dies gilt
auch für die betroffenen Gemeinden. 153 Enteignungsrechtliche Einwände sowie Be-
gehren um Entschädigung oder Sachleistung sind ebenfalls innert der Auflagefrist gel-
tend zu machen. 154
147 Art. 27d VIL.
148 Art. 37 Abs. 3 und 4 LFG; Art. 27d Abs. 2 VIL. Wie komplex solche Verfahren und die dabei zu be-
rücksichtigenden Aspekte sein können, zeigen die neueren Urteile des Bundesgerichts zu Bauvorha-
ben auf Flughäfen, insbesondere BGE 126 II 522 ff.
149 §§ 10 und 19 Flughafengesetz.
150 Art. 37c Abs. 1 LFG; Art. 27a und 27b VIL.
151 Art. 37d und Abs. 1 und 2 LFG.
152 Art. 37d und 37g LFG i.V.m. Art. 62a ff. RVOG.
153 Art. 37 f Abs. 1 und 3 LFG i.V.m. Art 6 VwVG.
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Die Genehmigungsbehörde entscheidet über die Plangenehmigung und gleichzeitig
über die enteignungsrechtlichen Einsprachen. 155 Über Entschädigungsbegehren befin-
det die Schätzungskommission nach Abschluss des Plangenehmigungsverfahrens, falls
sich die Parteien nicht zuvor im Einigungsverfahren unter der Leitung des Präsidenten
der Schätzungskommission einigen können. 156
IV. Ausführung der Bauten
Liegen die erforderlichen Plangenehmigungen vor, so können die Bauten erstellt wer-
den. Dazu gibt es kaum flughafenspezifische Rechtsfragen. Da es sich dabei häufig um
kostspielige Projekte handelt, sind – auch von einem privatrechtlich organisierten
Flughafenhalter 157 – die Vorschriften über das öffentliche Vergabewesen zu beachten.
§ 12 Betriebskonzession und Betriebsbewilligung
Der Bund hat gestützt auf seine Gesetzgebungskompetenz das Luftfahrtmonopol be-
gründet, das auch den Betrieb von Flugplätzen umfasst. Er übt das Monopol jedoch
nicht selbst aus, sondern verleiht Konzessionen bzw. Bewilligungen an öffentlich-
rechtliche oder privatrechtliche Organisationen (Flugplatzhalter).
I. Betriebskonzession für Flughäfen
Für den Betrieb eines Flughafens muss beim UVEK eine Betriebskonzession eingeholt
werden. 158 Für Landesflughäfen wird die Betriebskonzession für fünfzig Jahre erteilt,
für Regionalflughäfen für dreissig Jahre. 159 Nach Ablauf der Konzession kann sie er-
neuert werden.
155 Art. 37h LFG.
156 Art. 37k Abs. 1 LFG i.V.m. Art. 57 ff. EntG; Art. 48 EntG. Vgl. dazu hinten Rz. 131ff.
157 Art. 3 Abs. 3 i.V.m. Abs. 2 lit. f (iii) und Anhang IV-B lit. d des Abkommens vom 21. Juni 1999 zwi-
schen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen Gemeinschaft über bestimmte
Aspekte des öffentlichen Beschaffungswesens (SR 0.172.052.68). Aus dem Bundesgesetz und der Ver-
ordnung über das öffentliche Beschaffungswesen ist die Anwendbarkeit der vergaberechtlichen Be-
stimmungen auf privatrechtlich organisierte Flughäfen nicht ersichtlich; Art. 2 Abs. 2 des Bundesge-
setzes vom 16. Dezember 1994 über das öffentliche Beschaffungswesen (SR 172.056.1) und Art. 2a
der Verordnung vom 11. Dezember 1995 über das öffentliche Beschaffungswesen (SR 172.056.11).
Vgl. dazu Olaf Otting/Laura Sormani Bastian, Auftragsvergabe durch Flughafenbetreiber, in:
Scholz/Moench, S. 100 ff.
158 Art. 36a LFG; Art. 10 ff. VIL. Für die Flughäfen Zürich und Genf wurden die Betriebskonzessionen
am 31. Mai 2001 erneuert; vgl. für Zürich BBl 20012381; für Genf FF 2001 2251. Vgl. dazu Wal-
pen, S. 159 ff.
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Mit der Konzession wird dem Flughafenhalter das Recht eingeräumt, an dem im SIL
festgelegten Standort einen Flughafen gewerbsmässig zu betreiben. Damit sind ge-
wisse hoheitliche Befugnisse verbunden, nämlich das Recht, Gebühren zu erheben, so-
wie das Enteignungsrecht für alle Rechte, die für die Erstellung der Infrastruktur und
die Gewährleistung eines sicheren Betriebs des Flughafens erforderlich sind. 160
Gleichzeitig wird der Konzessionär verpflichtet, den Flughafen nach Massgabe des Be-
triebsreglements für alle Luftfahrzeuge im nationalen und internationalen Verkehr zur
Verfügung zu stellen, einen ordnungsgemässen und sicheren Betrieb zu gewährleisten
sowie für die dafür erforderliche Infrastruktur zu sorgen; 161 damit wird der dauerhafte
Betrieb des Flughafens sichergestellt. 162 Nicht Gegenstand der Betriebskonzession bil-
det die Ausgestaltung des Betriebs und der Infrastruktur; deren Festlegung erfolgt
durch das Betriebsreglement. 163
Voraussetzung für die Erteilung, Erneuerung und Übertragung der Betriebskonzession
ist, dass der Betrieb den Zielen und Vorgaben des Sachplans entspricht, dass der Ge-
suchsteller über die erforderlichen Fähigkeiten, Kenntnisse und Mittel verfügt, um die
Verpflichtungen aus Gesetz, Konzession und Betriebsreglement zu erfüllen, und dass
das Betriebsreglement genehmigt werden kann. 164 Mit dem Gesuch um Erteilung, Er-
neuerung oder Übertragung einer Betriebskonzession sind die entsprechenden Nach-
weise zu erbringen; überdies ist ein Entwurf des Betriebsreglements beizulegen. 165
Ein Entzug der Konzession vor deren Ablauf ist grundsätzlich ausgeschlossen; er
kommt höchstens gegen volle Entschädigung in Frage. 166 Die Konzession kann jedoch
entschädigungslos entzogen werden, wenn die Voraussetzungen für eine sichere Be-
nutzung des Flughafens nicht mehr erfüllt sind oder wenn der Konzessionär seine
Pflichten nicht wahrnehmen will oder wiederholt in schwerer Weise verletzt hat. In die-
sen Fällen kann das Departement Massnahmen zur Fortführung des Flughafenbetriebs
anordnen. 167
Das Konzessionsverfahren ist nur rudimentär geregelt. Festgelegt ist, dass das UVEK
für die Erteilung der Konzession zuständig ist. 168 Sodann regelt die Infrastrukturver-
ordnung die Anforderungen an das Gesuch sowie dessen Publikation und Behand-
160 Art. 36a Abs. 2 und 4 LFG; BGer 1A.245/2003 vom 31. März 2004, E. 4.1.
161 Art. 36a Abs. 2 LFG; Art. 10 Abs. 1 VIL.
162 Plüss, S. 105.
163 Art. 10 Abs. 2 VIL; BGE 129 II 331 ff., 336ff.; Reko UVEK, VPB 70/2006 Nr. 43, E. 2.
164 Art. 12 und 14 VIL.
165 Art. 11 VIL. Auch bei der Erneuerung und Übertragung der Betriebskonzession ist das Betriebsre-
glement zu überprüfen; Art. 14 Abs. 2 i.V.m. Art. 26 VIL. Vgl. dazu BGE 129 II 331 ff., 341f. – Im
Hinblick auf die Erneuerung der Betriebskonzessionen für die Flughäfen Zürich und Genf im Jahr
2001 hätte überdies ausnahmsweise eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden müs-
sen (Art. 74a Abs. 2 VIL). Für den Flughafen Zürich wurde dann wegen der ungewissen Entwick-
lung darauf verzichtet (Ziff. 1.3 der Erwägungen des UVEK zur Erteilung der Betriebskonzession
für den Flughafen Zürich vom 31. Mai 2001); die UVP ist im Rahmen der Anpassung des Betriebs-
reglements nachzuholen; vgl. VPB 70/2006 Nr. 90.
166 Art. 9 und 26 BV; BGE 119 Ib 254ff., 267ff.
167 Art. 16 VIL.
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lung. 169 Gemäss Praxis richtet sich das Verfahren im Übrigen nach den Bestimmungen
über die Genehmigung des Betriebsreglements. 170
II. Betriebsbewilligung für Flugfelder
Für Flugfelder braucht es nicht eine Betriebskonzession, sondern nur eine Betriebsbe-
willigung, die vom BAZL erteilt wird. 171 Die Betriebsbewilligung verleiht das Recht,
ein Flugfeld gemäss den Zielen und Vorgaben des SIL zu betreiben, sowie die Ver-
pflichtung des Flugfeldhalters, die Voraussetzungen für eine geordnete Benutzung si-
cherzustellen und das Flugfeld nach den gesetzlichen Bestimmungen sowie den Be-
stimmungen des Betriebsreglements zu betreiben. 172
Mit der Betriebsbewilligung werden keine hoheitlichen Befugnisse verliehen. Der
Flugplatzhalter muss Eigentum und Dienstbarkeiten freihändig erwerben und mit den
Benutzern privatrechtliche Verträge abschliessen; er hat weder das Enteignungsrecht
noch das Recht, öffentlich-rechtliche Gebühren zu erheben. 173
Die Voraussetzungen für die Erteilung der Betriebsbewilligung entsprechen jenen für
die Betriebskonzession. 174 Im Unterschied zur Betriebskonzession ist die Betriebsbe-
willigung nicht befristet. Sie kann jedoch ohne Entschädigung geändert oder entzogen
werden, wenn die Voraussetzungen für eine sichere Benutzung nicht mehr gegeben
sind, der Flugplatzhalter seine Pflichten wiederholt in schwerer Weise verletzt, der Be-
trieb mit den Anforderungen des Umweltschutzes nicht mehr vereinbar ist oder der
Flugplatz nicht über einen Flugplatzleiter verfügt, dessen Ernennung vom Bundesamt
genehmigt worden ist. 175
§ 13 Betriebsreglement und weitere Regelungen
Der Flugplatzhalter hat ein Betriebsreglement zu erlassen. 176 Dieses dient der Konkre-
tisierung der im Sachplan sowie in der Plangenehmigung und in der Betriebskonzes-
sion bzw. -bewilligung vorgegebenen Rahmenbedingungen. Insbesondere regelt das
Betriebsreglement die Organisation des Flugplatzes, die Benutzungsverhältnisse mit
Betriebszeiten, An- und Abflugverfahren und Verkehrsordnung auf dem Flugplatzareal
sowie die Bodenabfertigungsdienste und weitere gewerbliche und nichtgewerbliche
169 Art. 11 und Art. 4 ff. VIL.
170 Ziff. 1.2 der Erwägungen des UVEK zur Erteilung einer Betriebskonzession für den Flughafen Zü-
rich vom 31. Mai 2001.
171 Art. 36b LFG; Art. 17 ff. VIL.
172 Art. 17 Abs. 1 VIL.
173 Art. 44b LFG; Schilling, S. 16.
174 Art. 19 VIL.
175 Art. 22 VIL.
176 Art. 36c LFG; Art. 23 ff. VIL. Das gilt sowohl für Flughäfen als auch für Flugfelder. Die derzeitigen
Betriebsreglemente der Flughäfen Zürich und Genf wurden mit der Erneuerung der Betriebskonzession





3. Kap. Planung und Bewilligung von Flugplätzen
365Tobias Jaag/Julia Hänni
Tätigkeiten; 177 dazu gehören auch Verkehrs- und Betriebsvorschriften gestützt auf das
Umweltrecht wie Bewegungskontingente und Emissionsplafonds. 178 Klarer als im frü-
heren Recht ist in der gegenwärtigen Infrastrukturverordnung festgehalten, dass solche
Fragen nicht Gegenstand der Betriebskonzession oder -bewilligung, sondern des Be-
triebsreglements bilden. 179 Nicht Gegenstand des Betriebsreglements bildet die Ge-
bührenordnung. 180
In Ergänzung zum Betriebsreglement müssen Flughäfen ein Flugplatzhandbuch und ein
Sicherheitsmanagement-System nach den Vorgaben der ICAO ausarbeiten und nach-
weisen, dass sie in der Lage sind, den Flugplatz entsprechend zu betreiben. Flugplatz-
handbuch und Sicherheitsmanagement-System sind regelmässig zu aktualisieren. 180a
Das Betriebsreglement muss den Zielen und Vorgaben des Sachplans entsprechen, die
Vorgaben der Betriebskonzession bzw. -bewilligung und der Plangenehmigung umset-
zen, die luftfahrtspezifischen Anforderungen sowie jene der Raumplanung und des
Umwelt-, Natur- und Heimatschutzes erfüllen; Lärmbelastungskataster müssen festge-
setzt und Sicherheitszonenpläne öffentlich aufgelegt werden und die Voraussetzungen
für die Gewährleistung der Sicherheit müssen erfüllt sein. 181
Im Gesuch zur Genehmigung des Betriebsreglements und von dessen Änderungen ist
darzulegen, welche Auswirkungen das Reglement bzw. dessen Änderung auf den Be-
trieb sowie auf Raum und Umwelt hat. Soweit Änderungen der Umweltverträglichkeits-
prüfung unterliegen, ist ein entsprechender Umweltverträglichkeitsbericht vorzulegen;
andernfalls ist auf andere Weise nachzuweisen, dass die Umweltschutzvorschriften ein-
gehalten sind. 182 Wirken sich die Änderungen des Betriebsreglements auf den Flugbe-
trieb aus, so sind Angaben zu machen, welche für die Festsetzung oder Anpassung der
Hindernisbegrenzungskataster und für die Festlegung der zulässigen Lärmimmissionen
erforderlich sind; überdies ist nachzuweisen, dass die Anforderungen der Flugsicherung
eingehalten sind. 183 Gegebenenfalls sind die Sicherheitszonenpläne anzupassen. 184
Die Genehmigung des Betriebsreglements muss im Fall der Erstellung oder Änderung
von Flugplatzanlagen mit der Plangenehmigung koordiniert werden. 185
Das Verfahren zur Genehmigung des Betriebsreglements und von wesentlichen Ände-
rungen läuft gleich wie das Plangenehmigungsverfahren: Die Gesuche werden durch
das Bundesamt den betroffenen Kantonen übermittelt. Diese haben Gelegenheit, innert
177 Art. 36c Abs. 1 und 2 LFG; Art. 23 VIL. Vgl. dazu Reko INUM, VPB 70/2006 Nr. 44; zum Verhält-
nis zwischen Betriebsreglement und Kartellrecht Reko WEF, RPW 2004, S. 859 ff., 878.
178 Art. 12 Abs. 1 lit. c USG; Walpen, S. 179. Vgl. dazu hinten Rz. 83 ff.
179 Art. 10 Abs. 2, Art. 17 Abs. 2 und Art. 23 VIL. Vgl. dazu BGE 129 II 331 ff., 336 f.
180 Vgl. dazu hinten Rz. 94 ff.
Art. 23a VIL. Diese Bestimmung gilt auch für den Flugplatz St. Gallen-Altenrhein.
181 Art. 25 Abs. 1 VIL.
182 Art. 24 lit. b VIL. Ausnahmsweise kann die UVP aufgeschoben werden; so anlässlich der Konzessi-
onserneuerung und Änderungen des Betriebsreglements für den Flughafen Zürich wegen der unge-
wissen Entwicklung; vgl. Reko INUM, VPB 70/2006 Nr. 44, bestätigt durch BGer, 1A.22, 23 und
24/2005 vom 4. Juli 2005.
183 Art. 24 lit. c und d VIL.
184 Art. 24 lit. e VIL.
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einer Frist von drei Monaten dazu Stellung zu nehmen. Die Gesuche sind in den amtli-
chen Publikationsorganen der betroffenen Kantone und Gemeinden zu publizieren und
während 30 Tagen öffentlich aufzulegen. Während der Auflagefrist können Betroffene
und Gemeinden Einsprache erheben; legitimiert ist, wer Partei im Sinne des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes ist. 186 Entschädigungsforderungen sind dagegen nicht im Ver-
fahren zur Genehmigung des Betriebsreglements zu erheben; 187 im Unterschied zum
Plangenehmigungsverfahren ist das Verfahren zur Genehmigung des Betriebsregle-
ments kein kombiniertes Enteignungsverfahren.
Die Genehmigung erfolgt durch das Bundesamt. 188 Dieses hat die interessierten Stellen
des Bundes in das Verfahren mit einzubeziehen; 189 die Verletzung dieser Anhörungs-
pflicht macht den Genehmigungsentscheid anfechtbar. 190 Mit der Genehmigung wird
das Betriebsreglement verbindlich. Die wesentlichen Benutzungsvorschriften wie Be-
triebszeiten, An- und Abflugverfahren und Benutzungsberechtigung sind im Luftfahrt-
handbuch (AIP) zu veröffentlichen. 191
Das Betriebsreglement kann – unter Einhaltung der Verfahrensvorschriften – jederzeit
geändert werden. 192 Es muss veränderten tatsächlichen und rechtlichen Gegebenheiten
Rechnung tragen. Falls erforderlich, kann das BAZL als Aufsichtsbehörde die Flug-
platzhalter auch auffordern, ihr Betriebsreglement zu ändern und die Revision zur Ge-
nehmigung vorzulegen, oder es kann selbst Änderungen anordnen. 193
Vorübergehende Abweichungen vom Betriebsreglement können vom Flugverkehrsleit-
dienst oder vom Flugplatzleiter angeordnet werden, wenn es besondere Umstände, na-
mentlich die Verkehrslage oder die Flugsicherheit, erfordern. 194
Neben dem Betriebsreglement haben die Flughafenhalter weitere Regelungen zu erlas-
sen, die der Aufsicht durch das Departement oder das Bundesamt unterliegen, so ins-
besondere die Gebührenordnungen 195 sowie Sicherheitszonenpläne. 196 Andere Rege-
lungen werden durch das BAZL erlassen, so z.B. ergänzende Weisungen und
Richtlinien zur Gewährleistung eines hohen Sicherheitsstandards 197 sowie Hindernis-
begrenzungskataster. 198 Auch solche Regelungen sind im Luftfahrthandbuch (AIP) zu
veröffentlichen. 199
186 Art. 36d Abs. 4 LFG i.V.m. Art. 6 VwVG.
187 Reko INUM, VPB 70/2006 Nr. 44, E. 19.
188 Art. 36c Abs. 3 LFG.
189 Art. 36d LFG i.V.m. Art. 62b RVOG.
190 Reko UVEK, VPB 64/2000 Nr. 119.
191 Art. 25 Abs. 2 und Art. 25a i.V.m. Art. 23 VIL.
192 Ziff. II.5.a der Erwägungen des BAZL zur Genehmigung des Betriebsreglements für den Flughafen
Zürich vom 31. Mai 2001.
193 Art. 26 VIL; BGE 129 II 331ff., 341.
194 Art. 27 VIL.
195 Art. 33 VIL; vgl. dazu BGE 129 II 331ff., 338ff.; hinten Rz. 94 ff.
196 Art. 71 ff. VIL.
197 Art. 3 Abs. 3 VIL.
198 Art. 62 VIL.
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§ 14 Verfahrenskoordination
Die skizzierten Verfahren laufen nach geltendem Recht separat. Die Praxis geht davon
aus, dass zunächst das Plangenehmigungsverfahren durchgeführt wird und die Be-
triebskonzession bzw. -bewilligung erst anschliessend erteilt oder angepasst wird. 200
Teilweise sind die Verfahren – allerdings noch nicht optimal – miteinander ver-
knüpft. 201 So muss bei der Erteilung oder Erneuerung der Betriebskonzession bzw. -be-
willigung ein Entwurf des Betriebsreglements vorliegen, 202 und auch im Plangenehmi-
gungsverfahren sind Angaben über die Auswirkungen des Bauvorhabens auf den
Betrieb des Flugplatzes zu machen und allenfalls erforderliche Änderungen des Be-
triebsreglements vorzulegen; in diesem Fall sind die Verfahren zu koordinieren. 203 Die
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erfolgt einerseits im Plangenehmigungsverfah-
ren, anderseits anlässlich des Erlasses und wichtiger Änderungen des Betriebsregle-
ments. 204 Entschädigungsforderungen sind im Plangenehmigungsverfahren geltend zu
machen, können aber im Rahmen der Verjährungsfristen auch separat erhoben wer-
den. 205
Übersicht über die zu koordinierenden Verfahren:
§ 15 Rechtsschutz
Da der Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt vom Bundesrat erlassen wird, stehen ge-
gen ihn keine Rechtsmittel zur Verfügung. 206 Er kann lediglich akzessorisch im Rah-
men von Rechtsmittelverfahren gegen die Betriebskonzession oder -bewilligung, die
Plangenehmigung oder die Genehmigung des Betriebsreglements auf seine Rechtmäs-
200 BGE 124 II 293ff., 318ff. (für das frühere Recht).
201 BGE 124 II 293ff., 337; 130 II 394ff. = URP 18/2004, S. 491 ff., 497; Ettler, S. 124 f.
202 Art. 11 Abs. 1 lit. e VIL.
203 Art. 27a Abs. 1 lit. f und g sowie Art. 27c VIL.
204 Anhang zur UVPV, Ziff. 14; Art. 24 lit. b und Art. 27a Abs. 1 lit. d VIL.
205 Vgl. dazu BGE 130 II 394ff. = URP 18/2004, S. 491 ff., 501 ff.; hinten Rz. 131ff.
206 Art. 33 VGG und Art. 86 BGG e contrario. Dazu kommt, dass Private nicht legitimiert wären, den
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sigkeit überprüft werden. Dagegen unterliegen Entscheide des BAZL im Rahmen des
Verfahrens zum Erlass des SIL den ordentlichen Rechtsmitteln. 207
Sowohl die Plangenehmigung als auch die Betriebskonzession bzw. -bewilligung und
die Genehmigung des Betriebsreglements können nach Massgabe der allgemeinen Be-
stimmungen über die Bundesrechtspflege mit Rechtsmitteln angefochten werden. Un-
abhängig davon, ob erstinstanzlich das Bundesamt (BAZL) oder das Departement
(UVEK) entscheidet, ist das Bundesverwaltungsgericht erste Rechtsmittelinstanz; 208
bis Ende 2006 war dies die Rekurskommission für Infrastruktur und Umwelt (Reko
INUM), früher die Reko UVEK. Die Entscheide des Bundesverwaltungsgerichts kön-
nen mit Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten an das Bundesgericht
weitergezogen werden. 209
Legitimiert zur Anfechtung flugplatzbezogener Entscheide ist, wer nach den Vorschrif-
ten des Verwaltungsverfahrensgesetzes oder des Enteignungsgesetzes Partei ist. 210 Das
sind neben dem Flugplatzhalter alle Personen, die durch eine Verfügung berührt wer-
den und ein schutzwürdiges Interesse an der Änderung oder Aufhebung der angefoch-
tenen Entscheide haben, 211 indem sie beispielsweise durch Lärm in ihrer Nachtruhe ge-
stört werden oder weil der Wert ihrer Liegenschaft beeinträchtigt wird. 212 Zu Gunsten
der betroffenen Anwohner sind auch die als Vereine organisierten Schutzverbände zur
egoistischen Verbandsbeschwerde berechtigt. Legitimiert sind ferner vom Betrieb des
Flugplatzes betroffene – auch ausländische – Gemeinden und andere öffentlich-recht-
liche Körperschaften wie Kantone und entsprechende ausländische Gebietseinhei-
ten. 213 Da es sich bei Flugplätzen um UVP-pflichtige Anlagen handelt, sind überdies
gesamtschweizerische Umweltschutzorganisationen, die seit mindestens zehn Jahren
tätig sind, zur ideellen Verbandsbeschwerde berechtigt. 214
Im Plangenehmigungsverfahren sowie im Verfahren der Genehmigung des Betriebs-
reglements müssen Betroffene während der Auflagefrist Einsprache erheben; wer nicht
Einsprache erhebt, ist vom weiteren Verfahren ausgeschlossen, 215 verwirkt also das
Recht, Rechtsmittel zu ergreifen.
Bei der Betriebskonzession ist der Kreis der Beschwerdeberechtigten stark einge-
schränkt, da mit der Konzession lediglich das Recht verliehen wird, einen Flughafen zu
betreiben, ohne dass konkrete Vorgaben für dessen Betrieb gemacht werden. Durch die
207 Vgl. z.B. BGE 133 II 120ff., 123 betr. SIL-Koordinationsprozess; die Legitimation beschränkt sich
auf Behörden und andere Träger öffentlicher Aufgaben.
208 Art. 6 Abs. 1 LFG i.V.m. Art. 31 ff. VGG.
209 Art. 82 ff. BGG.
210 Art. 37f LFG.
211 Art. 6 VwVG. Vgl. dazu BGE 124 II 293ff., 303 f.; 104 Ib 307ff., 317 ff. Verneint wurde das aktu-
elle schutzwürdige Interesse wegen veränderter Situation in BGer, 1A.128/2005 vom 4. Juli 2005.
212 Art. 36 f. EntG.
213 Vgl. dazu BGE 124 II 293ff., 304ff.; zur früheren staatsrechtlichen Beschwerde (heute: Beschwerde
in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten) einer Gemeinde wegen Verletzung ihrer Existenzgarantie
durch den Ausbau des Flughafens Zürich ZBl 72/1971, S. 427 ff.
214 Art. 55 USG; dazu BGE 124 II 293 ff., 306 f. Die Legitimation zur ideellen Verbandsbeschwerde
kann sich auch aus Art. 12 NHG ergeben.
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Betriebskonzession sind daher nach der – unseres Erachtens diskutablen – Rechtspre-
chung Private nicht unmittelbar berührt und somit nicht beschwerdelegitimiert; 216 das
Gleiche gilt für die Betriebsbewilligung. Demzufolge konzentriert sich die Möglich-
keit der Anwohnerinnen und Anwohner sowie der Verbände, Rechtsmittel zu ergreifen,
auf das Plangenehmigungsverfahren sowie auf die Genehmigung des Betriebsregle-
ments und von dessen Änderungen.
In jüngster Zeit hat die Frage der aufschiebenden Wirkung von Rechtsmitteln gegen die
Plangenehmigung, die Betriebskonzession und die Genehmigung von Änderungen des
Betriebsreglements zu Auseinandersetzungen geführt. Der Beschwerde an das Bundes-
verwaltungsgericht kommt grundsätzlich aufschiebende Wirkung zu; die verfügende
Behörde oder die Rechtsmittelinstanz kann diese jedoch entziehen, falls eine Interes-
senabwägung ergibt, dass die Nachteile einer sofortigen Anwendung der angefochte-
nen Regelung oder Anordnung weniger gewichtig sind als die Vorteile. 217 Für den Ent-
zug der aufschiebenden Wirkung müssen nicht ausserordentliche Umstände, aber doch
überzeugende Gründe vorliegen; es muss ein schwerer Nachteil drohen, wenn die auf-
schiebende Wirkung nicht entzogen würde. Die Beurteilung erfolgt im summarischen
Verfahren. Sie beruht auf einer Abschätzung der Erfolgsaussichten des Rechtsmittels
(Entscheidprognose) sowie auf einer Abwägung der sich gegenüberstehenden Interes-
sen (Verhältnismässigkeitsprüfung) unter Berücksichtigung der langen Dauer flug-
platzrechtlicher Verfahren. 218 Der Entscheid über den Entzug der aufschiebenden Wir-
kung ist ein Zwischenentscheid, der selbständig angefochten werden kann, da er in der
Regel nicht leicht wieder gutzumachende Nachteile zur Folge haben kann. 219
216 BGE 129 II 331ff., 336ff. Problematisch ist diese Praxis deshalb, weil mit der Betriebskonzession
wichtige Entscheide gefällt werden, die später kaum mehr rückgängig gemacht werden können. Kri-
tisch dazu auch Ettler/Lüthy, S. 975 f.
217 Art. 55 VwVG. Vgl. dazu Reko UVEK, VPB 64/2000 Nr. 118; BGer 1A.302/2005 vom 29. März
2006; 1A.172/2004 vom 21. September 2004, E. 3; ferner Xaver Baumberger, Aufschiebende Wir-
kung bundesrechtlicher Rechtsmittel im öffentlichen Recht, Diss., Zürich 2006, S. 108 ff.
218 Vgl. dazu BGer, ZBl 106/2005, 263ff.
219 Art. 45 Abs. 1 und 2 VwVG; Baumberger (Fn. 217), S. 222 ff. Mit der Beschwerde in öffentlich-
rechtlichen Angelegenheiten betr. aufschiebende Wirkung kann nur die Verletzung verfassungsmässi-
ger Rechte gerügt werden; Art. 98 BGG.
81
G. Luftverkehrsrecht – Teil I: Infrastruktur der Luftfahrt
370 Tobias Jaag/Julia Hänni
Viertes Kapitel
Betrieb von Flughäfen
Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich nur auf Flughäfen, höchstens teilweise
auf Flugfelder.
§ 16 Zulassungszwang und Betriebszeiten
Die Flughäfen sind verpflichtet, alle Flugzeuge im nationalen und internationalen Ver-
kehr starten und landen zu lassen, «unter Vorbehalt der im Betriebsreglement festge-
legten Einschränkungen». 220 Der Zulassungszwang umfasst auch das Aus- und Einla-
den von Passagieren und Fracht sowie die Wartung und Betankung der Flugzeuge. 221
Nicht verlangt wird eine Zulassung zu jeder Zeit; Zulassungsbeschränkungen sind ins-
besondere mit Rücksicht auf die beschränkte Kapazität eines Flughafens (Verfügbar-
keit von Start- und Landepisten, Anzahl Standplätze, Slots) nicht ausgeschlossen. Das
Betriebsreglement hat die Modalitäten der Zulassung zu regeln, indem es die Betriebs-
zeiten festlegt, die An- und Abflugrouten bestimmt und die Zulassungsbedingungen
statuiert. Die Zulassung hat jedoch ohne Diskriminierung zu erfolgen. 222
Wegen der grossen Lärmbelastung durch einen Flughafen sind die Betriebszeiten, ins-
besondere während der Nacht, ein grosses Politikum. Entsprechend statuiert die Infra-
strukturverordnung ein Nachtflugverbot für nicht gewerbsmässige Flüge zwischen
22 Uhr und 6 Uhr sowie Einschränkungen für gewerbsmässige Flüge. 223 Auf den Flug-
häfen Zürich und Genf sind gewerbsmässige Abflüge zwischen 24 Uhr und 6 Uhr ver-
boten; zwischen 22 Uhr und 24 Uhr sind sie eingeschränkt auf bestimmte Flüge und
emissionsarme Flugzeuge. Landungen sind lediglich verboten zwischen 24 Uhr und
5 Uhr. Verspätete Starts und Landungen sind bis spätestens 00.30 Uhr erlaubt. 224 Die
Betriebsreglemente sehen teilweise weitergehende Einschränkungen vor. 225
220 Art. 36a Abs. 2 LFG; Art. 2 VIL. Der Zulassungszwang ergibt sich bereits aus Art. 5 des Chicago-
Abkommens. Vgl. dazu Dettling-Ott, Zulassungszwang; Jaag, Flughafen Zürich, S. 217 ff. Aus-
genommen vom Zulassungszwang sind auch Flugzeuge von Luftfahrtgesellschaften, die das BAZL
aus Sicherheitsgründen auf eine «schwarze Liste» gesetzt hat; vgl. BGer, 2A.288/2006 vom 28. Au-
gust 2006, sowie in diesem Band Haldimann, Betrieb der Luftfahrt, Rz. 61.
221 Nicht unter den Zulassungszwang fällt dagegen beispielsweise der Betrieb einer Flugschule; Dett-
ling-Ott, Zulassungszwang, S. 28.
222 BGE 126 II 522 ff., 552f.
223 Art. 39 VIL.
224 Art. 39a VIL. Für andere Flughäfen als Genf und Zürich gilt ein Start- und Landeverbot für ge-
werbsmässige Flüge zwischen 23 Uhr und 6 Uhr; zwischen 22 Uhr und 23 Uhr sind Abflüge und
Landungen beschränkt auf emissionsarme Flugzeuge. Für Flugfelder gilt ein generelles Start- und
Landeverbot von 22 Uhr bis 6 Uhr (Art. 39b VIL).
225 Vgl. für den Flughafen Zürich Art. 7 ff. des Betriebsreglements vom 31. Mai 2001; BGE 126 II




4. Kap. Betrieb von Flugplätzen
371Tobias Jaag/Julia Hänni
Ausnahmen vom Nachtflugverbot gelten für Notlandungen sowie Starts- und Landun-
gen von Such- und Rettungsflügen, Polizeiflügen, Flügen zur Katastrophenhilfe und
dergleichen. Überdies kann das Bundesamt, insbesondere zur Verhinderung von ge-
walttätigen Ausschreitungen, für bedeutende Anlässe mit internationaler Beteiligung
Ausnahmen gewähren. 226
In der politischen Diskussion wird immer wieder eine Plafonierung der Flugbewegun-
gen (Starts und Landungen) postuliert. 227 Eine Plafonierung scheint als Massnahme
zum Schutz der Bevölkerung vor Lärm und zur Einhaltung der Vorschriften betreffend
Luftverschmutzung – auch aus der Sicht des Zulassungszwangs – nicht ausgeschlos-
sen. 228 Der Entscheid darüber liegt – allenfalls auf Antrag der kantonalen Behörden –
beim Bund. Im Herbst 2007 ist in Zürich eine kantonale Volksinitiative abgelehnt wor-
den, welche eine Beschränkung der jährlichen Flugbewegungen auf 250000 sowie
eine Nachtflugsperre von neun Stunden verlangte; angenommen wurde ein Gegenvor-
schlag des Kantonsrates. 229 Dieser enthält nicht eine fixe Plafonierung, sondern ver-
pflichtet die Behörden, beim Erreichen von 320000 Flugbewegungen pro Jahr Mass-
nahmen zu prüfen; überdies legt er eine Nachtflugsperre von sieben Stunden fest. Er
will die Anzahl der vom Fluglärm stark beeinträchtigten Personen auf 47000 beschrän-
ken, deren Ermittlung anhand des Zürcher Fluglärmindex (ZFI) erfolgt. Dieser basiert
auf den Lärmemissionen der startenden und landenden Flugzeuge und auf der Anzahl
der dadurch gestörten Personen am Tag und in der Nacht. 230
§ 17 An- und Abflugregime
Die Anflug- und Abflugrouten bestimmen sich einerseits nach der Lage der Pisten und
werden damit durch das Plangenehmigungsverfahren in erheblicher Weise vorgezeich-
net; rechtlich verbindlich sind sie im Betriebsreglement festgelegt. 231 Für die Festle-
gung der An- und Abflugrouten ist anderseits neben den faktischen Gegebenheiten al-
lenfalls auch rechtlichen und politischen Vorgaben Rechnung zu tragen. Das zeigt sich
vor allem im Zusammenhang mit dem zurzeit in der Region Zürich in Gang befindli-
chen Streit über An- und Abflüge. Die im Betriebsreglement vorgesehenen An- und
226 Art. 39d VIL. Vgl. als erstes Beispiel die Verordnung über die Nachtflüge während der Fussball-
Europameisterschaft 2008 vom 9. April 2008, AS 2008 1723f.
227 Die Festsetzung einer Maximalzahl von Flugbewegungen durch die Aufsichtsbehörden wird vom
Bundesgericht kritisch beurteilt. Sie wäre nur im Rahmen des SIL zulässig; BGE 129 II 331ff., 342ff.
228 BGE 126 II 522ff., 549ff.
229 ABl ZH 2007, S. 2236.
230 Vgl. dazu Antrag und Weisung des Regierungsrates zur Volksinitiative «Für eine realistische Flug-
hafenpolitik» und zu einem Gegenvorschlag vom 21. Dezember 2005, ABl ZH 2006, S. 36 ff.; Re-
gierungsratsbeschluss 1159 zum Zürcher Fluglärmindex (ZFI) vom 16. August 2006. In Zürich sind
weitere Initiativen hängig, die eine Plafonierung der Flugbewegungen bei 320000 und eine Nacht-
flugsperre von acht Stunden, eine gleichmässige Verteilung des Fluglärms auf alle Regionen rund um
den Flughafen oder ein Verbot jeglicher Veränderungen am Pistensystem verlangen (KR 195/2006,
ABl ZH 2006, S. 1516; ABl ZH 2007, S. 2338ff.; KR 382/2006, ABl ZH 2007, S. 662).
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Abflugrouten und Betriebszeiten wurden durch eine deutsche Verordnung rechtswidrig
und mussten deshalb gegen den Willen des Flughafenhalters und der Aufsichtsbehör-
den des Bundes geändert werden. 232
Einem geordneten An- und Abflugregime dient die Regelung der Zeitnischen (Slots),
die für Flugbewegungen auf einem Flughafen zur Verfügung stehen. 233 Dafür ist ge-
stützt auf das Luftverkehrsabkommen zwischen der Schweiz und der Europäischen
Gemeinschaft die EU-Verordnung über gemeinsame Regeln für die Zuweisung von
Zeitnischen auf den Flughäfen massgebend. 234 Deren Umsetzung ist durch die Slotko-
ordinationsverordnung des Bundesrates erfolgt. 235
Für alle beabsichtigten Starts und Landungen müssen Slots beantragt werden. Die Zu-
weisung von Slots verleiht einem Luftfahrtunternehmen zu bestimmten Daten und
Uhrzeiten das Recht auf Zugang und Nutzung der Flughafeneinrichtungen zum Landen
und Starten. 236 Die Zuweisung von Slots auf den schweizerischen Flughäfen erfolgt
durch einen Koordinator, den Verein Slotkoordination Switzerland. Ein Koordinie-
rungsausschuss berät den Koordinator und vermittelt in Streitfällen. 237
§ 18 Sicherheit und Zoll
Der Flughafenhalter ist verantwortlich für die Sicherheit auf dem Flughafen. Dies um-
fasst zweierlei: Der Schutz der Flughafenbenutzer vor Unfällen und Gefahren der Tech-
nik und des Betriebs (Safety) ist insbesondere durch Zulassungsbeschränkungen und
Benutzungsvorschriften sicherzustellen, die im Betriebsreglement enthalten sind. 238
Zur Sicherheit gehört aber auch der Schutz vor kriminellen und terroristischen Aktio-
nen (Security). 239 Dies ist eine klassische polizeiliche Aufgabe, für welche die kanto-
nalen Polizeiorgane 240 sowie private Sicherheitsdienste zuständig sind. Dazu dienen
insbesondere die umfangreichen Sicherheits- und Kontrollmassnahmen gegenüber den
Flugpassagieren und deren Gepäck, die auf jedem Flughafen vorgenommen werden. 241
232 Vgl. dazu hinten Rz. 106 ff.
233 Vgl. zum Verfahren für die Zuteilung von Slots Kost, S. 57 ff.; zur Rechtsnatur der Slots ders.,
S. 94 ff.
234 Vorne Fn. 20; vgl. dazu Kost, S. 43 ff.; Dettling-Ott, Luftverkehrsabkommen, S. 544 ff.
235 Vgl. vorne Fn. 9.
236 Art. 5 Slotkoordinationsverordnung.
237 Art. 2 und 4 Slotkoordinationsverordnung.
238 Sicherheitsmassnahmen (Art. 29d Abs. 1 VIL). Der Sicherheit in der Umgebung eines Flughafens
dient der Sicherheitszonenplan, der vom Flughafenhalter festzusetzen ist; Art. 71 ff. VIL. Vgl. dazu
den Bericht Luftfahrtpolitik, S. 1800f., 1812ff.; zu den polizeilichen Befugnissen des Flughafenhal-
ters auch Peter Baltensperger, Untersuchung der luft- und verkehrspolizeilichen Befugnisse des
Flughafenhalters am Beispiel des interkontinentalen Flughafens Zürich-Kloten, Diss., Basel/Frank-
furt a.M. 1984.
239 Schutzmassnahmen (Art. 29d Abs. 1 VIL). Vgl. dazu den Bericht Luftfahrtpolitik, S. 1802, 1814f.
Für Deutschland Hans Schlarmann/Christiane Freytag, Eigensicherungspflichten der Flugha-
fenbetreiber nach dem neuen Luftsicherheitsgesetz, in: Scholz/Moench, S. 119 ff.
240 Vgl. für den Flughafen Zürich § 5 Flughafengesetz sowie § 16 POG.
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Die Flughafenpolizei ist zuständig für die Grenzkontrolle, d.h. die Überprüfung der
Ein- und Ausreiseberechtigung der Flugpassagiere. Personen, die nicht zur Einreise be-
rechtigt sind, müssen die Schweiz wieder verlassen. 242 Bei der Einreise von Asylbe-
werberinnen und -bewerbern ist durch die Grenzkontrollorgane das asylrechtliche Ver-
fahren einzuleiten, indem über die vorläufige Bewilligung zur Einreise zu entscheiden
ist. 243 Für die Dauer des ausländer- oder asylrechtlichen Verfahrens können die Betrof-
fenen auf dem Flughafen oder an anderen Aufnahmestellen festgehalten, allenfalls in
Vorbereitungs- oder Ausschaffungshaft genommen werden. 244
Für den Zolldienst auf den Flugplätzen ist die Eidgenössische Zollverwaltung (Ober-
zolldirektion) im Eidgenössischen Finanzdepartement verantwortlich. Sie bestimmt im
Einvernehmen mit dem BAZL die Zollflugplätze, legt nach Anhörung des Flugplatz-
halters die Abfertigungsbefugnisse der Zollämter sowie die ordentlichen Zollstunden
zur Abfertigung von Passagieren und Gütern fest. 245 Aufgabe des Zolldienstes ist die
Kontrolle des grenzüberschreitenden Warenverkehrs. Daneben kommen ihm auch
steuerrechtliche sowie gesundheits- und landwirtschaftspolizeiliche Aufgaben zu. 246
Die Flugplatzhalter sind zur Bereitstellung der für die Zollabfertigung notwendigen
Räume verpflichtet. 247
§ 19 Bodenabfertigung und allgemeine Dienstleistungen
Die Flughafenhalter sind berechtigt, einzelne Rechte und Pflichten aus der Betriebskon-
zession an Dritte zu übertragen. Dies gilt insbesondere für die Betankung der Flugzeuge,
für die Flugzeugabfertigung, für die Passagier-, Gepäck-, Post- und Frachtabferti-
gung 248 sowie für die Bordverpflegung (Catering). 249 Die auch für die Schweiz mass-
gebende EU-Richtlinie über die Bodenabfertigungsdienste 250 enthält Vorschriften über
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Festlegung gemeinsamer Vor-
schriften für die Sicherheit der Zivilluftfahrt, ABl EU L 355 vom 30. Dezember 2002, S. 1 ff., insb.
Ziff. 2 des Anhangs; dazu in diesem Band Haldimann, Betrieb der Luftfahrt, Rz. 62 f.
242 Art. 65 des Bundesgesetzes über Ausländerinnen und Ausländer (AuG) vom 16. Dezember 2005
(SR 142.20).
243 Art. 21 ff. des Asylgesetzes (AsylG) vom 26. Juni 1998 (SR 142.31); Art. 11 ff. der Asylverord-
nung 1 über Verfahrensfragen vom 11. August 1999 (SR 142.311). Vgl. dazu Walter Lang, Das
Flughafenverfahren, Asyl 2000/3, S. 3 ff.
244 Art. 73, 75 und 76 AuG; Art. 22 AsylG. Die Fluggesellschaft, welche Personen ohne Einreisebewil-
ligung transportiert, ist zum Rücktransport an den Herkunftsort auf eigene Kosten verpflichtet; vgl.
dazu EJPD, VPB 70/2006 Nr. 93, sowie Art. 93 AuG (noch nicht in Kraft).
245 Art. 12, 16 und 17 der Luftzollordnung. Vgl. dazu BVGer A-7365/2006 vom 17. April 2007.
246 BVGer A-7365/2006 vom 17. April 2007, E. 8.3.1.
247 Art. 105 Abs. 2 LFG.
248 Vgl. dazu H. C. von Schulthess, Rechtsfragen zur Abfertigung von Passagieren und ihrem Gepäck
auf den Schweizer Flughäfen, insbesondere auf dem Flughafen Zürich, ASDA/SVLR-Bulletin 1994/
1 Nr. 116, S. 4 ff.
249 Vgl. Anhang 1 des Betriebsreglements für den Flughafen Zürich; Art. 10 f. des Règlement d’exploi-
tation de l’ Aéroport International de Genève vom 31. Mai 2001.
250 Vgl. dazu Dettling-Ott, Luftverkehrsabkommen, S. 540 ff.; Horst Bittlinger, Die EU-Rats-
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die Auswahl der mit der Bodenabfertigung beauftragten Unternehmen, die im Betriebs-
reglement umgesetzt werden müssen. 251 Für die Übertragung von Abfertigungsaufga-
ben an Dritte muss ein europaweites Submissionsverfahren durchgeführt werden. 252
Die Betriebskonzession für den Flughafen Zürich bestimmt ausdrücklich, dass die Be-
ziehungen zwischen dem Flughafenhalter und den mit solchen flughafenspezifischen
Aufgaben betrauten Unternehmen dem öffentlichen Recht unterstehen. 253 Demgegen-
über gilt für die Beziehungen zu den Erbringern kommerzieller Dienstleistungen, die
nicht flughafenspezifisch sind, wie Verkaufsläden und Restaurants, das Privatrecht. 254
Wegen der Bindung der Flughafenhalter an die Grundrechte 255 ist jedoch auch in die-
sem Bereich der Grundsatz der Gleichbehandlung der Konkurrenten zu beachten, so
etwa bei der Vergabe von Räumlichkeiten für Geschäfte. 256
§ 20 Gebühren
Mit der Betriebskonzession wird dem Flughafenhalter ausdrücklich die Befugnis ein-
geräumt, Gebühren zu erheben. 257 Dabei handelt es sich – auch bei privatrechtlich or-
ganisierten Flughäfen – um öffentlich-rechtliche Gebühren, die kraft gesetzlicher Er-
mächtigung erhoben werden. 258 Sie unterliegen dem Kostendeckungs- und
Äquivalenzprinzip. Lärm- und schadstoffarme Flugzeuge sind zu bevorzugen; den Ge-
bühren kommt somit eine Lenkungsfunktion zu. 259 Die Flughafenhalter müssen eine
Gebührenordnung erlassen, die im Luftfahrthandbuch (AIP) zu veröffentlichen ist. Das
UVEK kann die Einzelheiten, insbesondere die Berechnungsgrundlagen, festlegen und
das BAZL überwacht die Festlegung und Anwendung der Gebühren. 260
verkehrsdienste an Flughäfen der Europäischen Union?, in: Festschrift für Werner Guldimann, Neu-
wied/Kriftel/Berlin 1997, S. 7 ff.; Rupert Scholz, Verfassungsrechtliche Grenzen europäischer
Wettbewerbspolitik im Flugverkehrsrecht? – Zur Problematik der Bodenabfertigungsdienste im Flug-
verkehr, in: Scholz/Moench, S. 39 ff.; Matthias Stötzel, Rechtsfragen bei der Erbringung von Bo-
denabfertigungsdiensten, in: Scholz/Moench, S. 53 ff.
251 Art. 29a f. VIL; für den Flughafen Zürich Art. 128 und Anhang 1 des Betriebsreglements vom
31. Mai 2001.
252 Vgl. für den Flughafen Zürich Art. 9 des Anhangs 1 zum Betriebsreglement vom 31. Mai 2001.
253 Ziff. 2.3 der Betriebskonzession für den Flughafen Zürich vom 31. Mai 2001. Vgl. dazu Streit,
S. 99 ff.
254 Ziff. 2.3.c) der Erwägungen zur Erteilung der Betriebskonzession für den Flughafen Zürich vom
31. Mai 2001. Für den Flughafen Genf enthält die Betriebskonzession keine entsprechende Bestim-
mung; da in Genf der Kanton weiterhin der Flughafenhalter ist, obliegt es dem kantonalen Recht, die
Rechtsnatur der Beziehungen zwischen dem Flughafenhalter und beauftragten Unternehmen festzule-
gen.
255 Art. 35 Abs. 2 BV; vorne Rz. 29.
256 Vgl. dazu Jaag, Flughafen Zürich, S. 223 f.
257 Art. 36a Abs. 2 LFG; Art. 10 VIL; Ziff. 2.2 der Betriebskonzession für den Flughafen Zürich vom
31. Mai 2001. In der Betriebskonzession für den Flughafen Genf vom 31. Mai 2001 ist das Recht zur
Gebührenerhebung nicht ausdrücklich erwähnt; es besteht aber von Gesetzes wegen.
258 So überzeugend Streit, S. 69 ff., 95 ff.; Frage noch offen gelassen bei Jaag, Flughafen Zürich,
S. 220.
259 Art. 32 Abs. 2 VIL. Vgl. dazu BGE 125 I 182ff.; Michael Beusch, AJP 8/1999, S. 1461ff.
260 Art. 32 ff. VIL. Für die einzelnen Gebührenelemente sind getrennte Kostenrechnungen zu führen.
93
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Die wichtigsten Flughafengebühren 261 sind die Landegebühren, deren Höhe sich nicht
nur nach dem maximal zugelassenen Abfluggewicht (Startmasse), sondern auch nach
dem Lärm und Schadstoffausstoss des Flugzeugtyps richtet. Pro Passagier muss so-
dann eine Passagier- oder Fluggastgebühr entrichtet werden, die sich aus einem Grund-
betrag sowie einem Lärm- und einem Sicherheitszuschlag zusammensetzt. Für die
Dauer des Aufenthalts eines Flugzeugs auf dem Flughafen ist eine Park- oder Abstell-
gebühr zu entrichten, die sich neben der Aufenthaltsdauer nach dem maximal zulässi-
gen Abfluggewicht bemisst. Dazu kommen eine Fracht- und eine Treibstoffgebühr.
Zur Finanzierung der Flugsicherung erhebt überdies die Skyguide eine Flugsiche-
rungsgebühr nach dem maximal zulässigen Abfluggewicht. 262 Diese ist nicht nur bei
der Landung auf einem Flughafen (Anfluggebühr), sondern – allerdings in geringerer
Höhe – auch bei einem reinen Überflug (Streckengebühr) geschuldet. 263
Übersicht über die Gebühren und ihre Bemessungskriterien: 264
Die Flughafengebühren müssen nicht nur die Betriebskosten eines Flughafens decken,
sondern auch die Entschädigungen, welche der Flughafenhalter für die Enteignung
nachbarrechtlicher Abwehransprüche und für materielle Enteignung zu leisten hat. 265
Die Flughäfen Zürich und Genf äufnen mit dem Erlös aus den verschiedenen Lärmzu-
schlägen Lärmfonds, denen jährlich ca. 30 bzw. 50 Mio. Franken zufliessen und aus
261 Flughafengebühren sind die für die Benutzung des Flughafens durch den Flughafenhalter oder in
dessen Namen insbesondere von den Flugzeughaltern erhobenen Abgaben. Vgl. dazu Streit,
S. 44 ff., 141ff.
262 Die Flugsicherungsgebühren unterliegen der Genehmigung durch das UVEK; Art. 12 ff. VFSD.
263 Die Streckengebühr richtet sich nach der Mehrseitigen Vereinbarung vom 12. Februar 1981 über
Flugsicherungs-Streckengebühren (SR 0.748.112.12); Art. 16 und 16a VFSD.
264 Quelle: AIP Switzerland, GEN 4.1 LSZH-1, 5. Juli 2007, für den Flughafen Zürich. Vgl. auch Tarifs
des redevances et prestations Janvier 2006, Aéroport International de Genève; auf dem Flughafen Genf
gibt es keinen Nachtfluglärmzuschlag.
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denen entsprechende Zahlungen geleistet werden. 266 Für die finanziellen Verpflichtun-
gen des Kantons Zürich besteht der Flughafenfonds, der anlässlich der Verselbständi-
gung des Flughafens geschaffen und mit 300 Mio. Franken dotiert worden ist. 267 Im
Sommer 2007 hat der Bundesrat der Bundesversammlung den Vorschlag unterbreitet,
die Erträge der Besteuerung von Flugtreibstoffen zu Gunsten der Luftfahrt einzusetzen,
unter anderem für Massnahmen des Umweltschutzes und für die Sicherheit. 268
266 Vgl. Botschaft Spezialfinanzierung, BBl 2007 6381f.; zum Airport of Zurich Noise Fund Streit,
S. 161 ff.
267 Vgl. dazu das Flughafenfondsgesetz.






Der Betrieb von Flughäfen ist in der öffentlichen Wahrnehmung vor allem mit einem
Problem verbunden: mit Lärm. In den letzten Jahren ist insbesondere im Umfeld des
Flughafens Zürich das Lärmproblem zu einem grossen Politikum geworden.
Übermässiger Lärm kann eine Verletzung des grundrechtlichen Anspruchs auf Achtung
des Privatlebens bedeuten. 269 Die Bundesverfassung verpflichtet denn auch den Bund,
Vorschriften über den Schutz des Menschen und seiner natürlichen Umwelt vor schäd-
lichen oder lästigen Einwirkungen zu erlassen, 270 was mit dem Erlass des Umwelt-
schutzgesetzes und zahlreicher Verordnungen dazu geschehen ist. 271
Im Folgenden ist zunächst die Frage zu erörtern, welche Vorgaben sich aus dem Um-
weltrecht und insbesondere aus den Bestimmungen über den Lärmschutz für Flughäfen
ergeben. 272 Sodann ist der Frage nachzugehen, inwieweit der im Zusammenhang mit
dem Betrieb eines Flughafens bestehende Lärm zu Entschädigungsansprüchen der be-
troffenen Grundeigentümer führt.
§ 22 Lärmschutz
I. Massnahmen gegen den Lärm
Gemäss dem Umweltrecht des Bundes sind schädliche und lästige Emissionen nach
dem Vorsorgeprinzip soweit direkt an der Quelle zu begrenzen, als dies technisch und
betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar ist. 273 Steht fest oder ist zu erwarten,
dass Einwirkungen schädlich oder lästig werden, sind die erforderlichen Emissionsbe-
schränkungen in einem zweiten Schritt zu verschärfen. 274 Diese Massnahmen werden
zwar unabhängig von der wirtschaftlichen Tragbarkeit angeordnet, unterliegen jedoch
269 Art. 13 Abs. 1 BV; Art. 8 EMRK. Allerdings ist die Praxis in der Bejahung einer Grundrechtsverlet-
zung sehr zurückhaltend; vgl. dazu Walpen, S. 313 ff.
270 Art. 74 Abs. 1 BV.
271 Vgl. vorne Rz. 8.
272 Vgl. dazu Ettler, S. 131 ff.; Walpen, S. 238 ff.; Jean-Charles Pauli/Michel Buergisser, Pro-
tection des individus et bruit des avions, plädoyer 2003/5, S. 66 ff. Zum Luftverkehrsabkommen mit
der EU in diesem Band Haldimann, Betrieb der Luftfahrt, Rz. 65 f.; zur Rechtslage in Deutschland
Georg Gruber, Neue Entwicklungen im Fluglärmrecht, in: Scholz/Moench, S. 185 ff.
273 Art. 74 BV; Art. 1 Abs. 2 und Art. 11 Abs. 2 USG.
274 Art. 11 Abs. 3 USG. Vgl. dazu André Schrade/Theo Loretan, in: Kommentar USG, Art. 11;
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dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit; deren Nutzen muss die damit verbundenen
Nachteile rechtfertigen. Dies gilt auch für den Lärmschutz. 275
Das Umweltschutzgesetz räumt jedoch ortsfesten Anlagen wie Flughäfen einen privi-
legierten Status ein; solche Anlagen dürfen gebaut und betrieben werden, falls dafür
ein überwiegendes öffentliches Interesse besteht. 276 Können die Grenzwerte durch
Massnahmen an der Quelle nicht eingehalten werden, so sind immissionsseitige Mass-
nahmen, insbesondere der Einbau von Schallschutzfenstern, zu ergreifen. 277 In diesen
Fällen wird das Lärmschutzinteresse dem öffentlichen Interesse am Betrieb der Anlage
untergeordnet.
Massnahmen an der Quelle sind beim Fluglärm in erster Linie die Verwendung leiser
Triebwerke. Mit den Bestimmungen betreffend Zulassung zu Flughäfen kann der Ein-
satz von weniger lärmigen Flugzeugen gefördert werden, insbesondere durch die Aus-
gestaltung der Flughafen-Gebührenordnung. 278 Daneben kann durch die Regelung des
Flugbetriebs wie mit dem An- und Abflugregime sowie den Betriebszeiten dem Lärm-
schutz Rechnung getragen werden. 279 Der Flugbetrieb sollte so gestaltet werden, dass
die unvermeidlichen übermässigen Immissionen möglichst wenige Personen belas-
ten. 280 Dieser Grundsatz wird seit einigen Jahren in der Umgebung des Flughafens Zü-
rich krass verletzt.
II. Belastungsgrenzwerte
Für den Lärm sieht das Umweltrecht Belastungsgrenzwerte vor: 281 Immissionsgrenz-
werte sind so festzulegen, dass durch Immissionen unterhalb dieser Werte die Bevölke-
rung in ihrem Wohlbefinden nicht erheblich gestört wird; 282 Baubewilligungen für
neue Gebäude, die dem längeren Aufenthalt von Personen dienen, dürfen grundsätzlich
nur erteilt werden, wenn die Immissionsgrenzwerte eingehalten oder allfällig erforder-
liche Schallschutzmassnahmen getroffen werden. 283 Die Planungswerte liegen unter-
halb der Immissionsgrenzwerte; sie dienen dem Schutz vor neuen lärmigen Anlagen,
indem in neuen Bauzonen oder solchen, die noch nicht erschlossen sind, neue Bauten
für Wohnzwecke oder für andersartigen dauerhaften Aufenthalt von Personen grund-
sätzlich nur erstellt werden dürfen, wenn die Planungswerte eingehalten werden. 284
Die Alarmwerte liegen über den Immissionsgrenzwerten und dienen der Beurteilung
der Dringlichkeit von Sanierungen. 285
275 Art. 7 Abs. 1, Art. 8 Abs. 1 und 2 sowie Art. 13 Abs. 2 LSV.
276 Art. 20 Abs. 1 und Art. 25 Abs. 3 USG. Dazu Ettler/Lüthy, S. 976 f.
277 Art. 20 und 25 Abs. 3 USG; Art. 10 f. und 15f. LSV; vgl. dazu BGE 124 II 293 ff., 334ff.
278 Art. 39 Abs. 2 LFG; vgl. vorne Rz. 94 f.
279 Vgl. vorne Rz. 83 ff.
280 Dies ergibt sich insbesondere aus den Grundsätzen des Raumplanungsrechts; Art. 1 Abs. 2 lit. c und
Art. 3 Abs. 3 lit. b RPG.
281 Art. 11 ff. USG; Art. 40 ff. LSV.
282 Art. 15 USG.
283 Art. 22 USG.
284 Art. 23 f. USG.






Die Belastungsgrenzwerte werden nach Massgabe der Lärmempfindlichkeit eines Ge-
biets differenziert, indem verschiedene Empfindlichkeitsstufen (ES) unterschieden
werden: 286 Zonen mit erhöhtem Lärmschutzbedürfnis (Erholungszonen, ES I); Zonen,
in denen keine störenden Betriebe zugelassen sind (Wohnzonen sowie Zonen für öf-
fentliche Bauten und Anlagen, ES II); Zonen, in denen mässig störende Betriebe zuge-
lassen sind (Wohn- und Gewerbezonen sowie Landwirtschaftszonen, ES III) und Zo-
nen, in denen stark störende Betriebe zugelassen sind (Industriezonen, ES IV).
Für die Ermittlung der Lärmimmissionen von Flughäfen enthält die Lärmschutzverord-
nung eine eigene Regelung. 287 Der Beurteilungspegel für den Tag Lrt für den Lärm des
Gesamtverkehrs auf zivilen Flugplätzen wird anhand der Beurteilungspegel für Klein-
luftfahrzeuge Lrk und für Grossflugzeuge Lrg berechnet, der durch den Betrieb von
Flugzeugen in der Zeit von 6–22 Uhr im Jahresmittel verursacht wird. Für die Nacht-
stunden ist der Beurteilungspegel für die Nacht Lrn der Mittelungspegel Leqn, der
durch den Betrieb von Grossflugzeugen in der Zeit von 22–23 Uhr, 23–24 Uhr und 5–6
Uhr im Jahresmittel verursacht wird. 288
Die Tatsache, dass von 6–22 Uhr der Tagesdurchschnitt der Lärmbelastung massge-
bend ist, führt dazu, dass die zeitlich beschränkte Belastung mit Fluglärm z.B. nur von
6–7 Uhr statistisch nicht stark ins Gewicht fällt und die Belastungsgrenzwerte in der
Regel nicht übersteigt. Demgegenüber wirkt sich der Nacht-Fluglärm statistisch we-
sentlich stärker aus, weil die Belastung pro Stunde massgebend ist. Die subjektive
Wahrnehmung entspricht daher nicht ohne Weiteres der rechnerisch ausgewiesenen
Belastung; 289 die Regelung ist deshalb problematisch. 290
Die umweltrechtliche Beurteilung von Bau und Betrieb eines Flughafens erfolgt durch
eine Umweltverträglichkeitsprüfung, die im Zusammenhang mit Neubauten im Rah-
men des Plangenehmigungsverfahrens sowie bei wesentlichen Änderungen des Be-
triebsreglements vorgenommen werden muss. 291 Der Umweltverträglichkeitsbericht
muss zu den mutmasslichen Auswirkungen einer baulichen oder betrieblichen Ände-
rung Stellung nehmen. Er bildet eine der Grundlagen für die Beurteilung der Fragen,
ob das Bauprojekt bzw. die Änderung des Betriebsreglements genehmigt werden kann
und welche Auflagen aus umweltrechtlicher Sicht anzubringen sind.
286 Art. 43 LSV.
287 Anhang 5 zur LSV. Vgl. dazu BGE 126 II 522 ff., 573 ff. Art. 42 LFG sieht vor, dass der Bundesrat in
einem bestimmten Umkreis von Flughäfen Lärmzonen festsetzen kann. Dieses luftfahrtrechtliche Ins-
trument ist jedoch durch Änderung der Lärmschutzverordnung im Jahr 2000 abgelöst worden durch
den Lärmbelastungskataster (Art. 37 LSV), ein umweltrechtliches Instrument. Dementsprechend sind
die Bestimmungen in der Infrastrukturverordnung über Lärmzonen (Art. 40–47 VIL) aufgehoben
worden. Richtigerweise müsste auch Art. 42 LFG angepasst werden. Vgl. dazu BGE 126 II 522 ff.,
595 ff.; Robert Wolf, in: Kommentar USG, Vorbem. zu Art. 19–25, N 42.
288 Ziff. 41 von Anhang 5 zur LSV.
289 Das ist auch im Zusammenhang mit den Entschädigungsfragen unter dem Titel der Spezialität der
Immissionen von Bedeutung; dazu hinten Rz. 122.
290 Kritisch dazu Ettler, S. 120 f., 133ff.
291 Art. 9 USG; Art. 24 lit. b und Art. 27a Abs. 1 lit. d VIL; Ziff. 14.1 des Anhangs zur UVPV. Vgl.
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Die Belastungsgrenzwerte für Flughäfen sind wie folgt festgelegt: 292
Belastungsgrenzwerte in Lrt für den Tag (06–22 Uhr) und in Lrn für die erste
(22–23 Uhr), die zweite (23–24 Uhr) und die letzte Nachtstunde (05–06 Uhr)
Der in der näheren Umgebung der Landesflughäfen zu ertragende Fluglärm übersteigt
die Belastungsgrenzwerte teilweise erheblich. 293 Weil das Umweltschutzgesetz Abwei-
chungen von den Grenzwerten für den Betrieb öffentlicher Werke erlaubt, liegt im Be-
trieb des Flughafens kein Verstoss gegen das Umweltrecht des Bundes vor. Indessen ist
festzustellen, dass das Umweltrecht keinen wirkungsvollen Schutz vor Lärm von Flug-
häfen und anderen Verkehrsanlagen bietet. 294 Es wäre deshalb Aufgabe der Raumpla-
nung, übermässige Lärmbelastungen von Wohngebieten zu verhindern, indem lärmbe-
lastete Gebiete nicht für Wohnbauten freigegeben werden. 295
III. Die Situation am Flughafen Zürich
Die politisch umstrittenen Änderungen des An- und Abflugverfahrens im Flughafen
Zürich 296 erfolgten unter dem Druck der deutschen Regelung, welche nach dem Schei-
tern eines neuen Staatsvertrags zwischen der Schweiz und Deutschland 297 erlassen
wurde und die An- und Abflüge über deutsches Gebiet einschränkt. 298 Die Verstösse
gegen das Raumplanungsrecht haben daher ihren Ursprung in ausländischen Massnah-
292 Ziff. 22 von Anhang 5 zur LSV.
293 Rund 100000 Personen leben in Gebieten, in denen die Immissionsgrenzwerte überschritten werden;
Botschaft Spezialfinanzierung, BBl 2007 6381.
294 Ettler, S. 131 ff., 140.
295 Das ist solange nur beschränkt möglich, als das Betriebsreglement keine definitive An- und Abflug-
ordnung festlegt; vgl. BGer, URP 2007, S. 201 ff.; ferner Ettler, S. 139 f.; Griffel, S. 98 f.
296 Vgl. zur kontroversen rechtlichen Beurteilung der Situation um den Flughafen Zürich Keller,
S. 3 ff.; Häner, S. 136 ff.; Hänni, Politik und Recht, S. 148 ff.
297 Vertrag vom 18. Oktober 2001 (BBl 2002 3406ff.); vgl. vorne Rz. 6.
298 213. Durchführungs-Verordnung zur deutschen Luftverkehrs-Ordnung vom 15. Januar 2003. Vgl.
dazu Natalie Lübben/Stefan Ohlhoff/Rüdiger Wolfrum, Zugang zu grenznahen Flughäfen.
Gedanken zum An- und Abflug nach Zürich über Deutschland, ZLW 50/2001, S. 350 ff.; Diemut
Majer, Zwischen Brüssel und Chicago: zur Situation des schweizerischen Luftverkehrs, AJP 12/
2003, S. 1395ff.; Christoph Alber, Zum Rechtsschutz gegen Fluglärm. Insbesondere gegen die
Festlegung so genannter Flugrouten, Diss. (Freiburg i.Br.), Frankfurt a.M. 2004, S. 87 ff., 99 ff.;












































men. Es stellt sich die Frage, wie das Vorgehen Deutschlands aus völkerrechtlicher
Sicht zu beurteilen ist.
Jeder Staat übt die Hoheit über den Luftraum über seinem Staatsgebiet aus. Demge-
mäss bedarf das Überfliegen des Staatsgebiets der Zustimmung des betroffenen Staats.
Diese Zustimmung haben sich die Staaten in verschiedenen Luftfahrtabkommen ge-
genseitig erteilt. Von zentraler Bedeutung sind insbesondere das Chicago-Übereinkom-
men von 1944 sowie das Transit-Abkommen aus dem gleichen Jahr, denen eine grosse
Zahl von Staaten rund um die Welt beigetreten sind. In diesen beiden Abkommen
gewähren sich die Vertragsparteien gegenseitig das Recht zum Überflug des Staatsge-
bietes sowie zur Landung zu nichtgewerblichen Zwecken. 299 Für die Landung zu ge-
werblichen Zwecken (Transport von Passagieren und Gütern im Linien- und Nichtlini-
enverkehr) bestehen bilaterale Vereinbarungen. Zwischen der Schweiz und den Staaten
der Europäischen Union gilt das Luftverkehrsabkommen von 1999, das Landungen von
Flugzeugen der Vertragsparteien im Staatsgebiet der anderen Vertragsparteien zu ge-
werblichen Zwecken erlaubt und die Diskriminierung von Flugzeugen aus den Ver-
tragsstaaten verbietet. 300
Sowohl Deutschland als auch die Schweiz sind Vertragsparteien aller genannten Ab-
kommen. Flugzeuge, die im Flughafen Zürich starten und landen, haben daher einen
staatsvertraglichen Anspruch darauf, deutsches Staatsgebiet zu überfliegen. Eine Son-
derregelung für Flüge zu und von grenznahen Flughäfen enthalten die Abkommen
nicht; Steig- und Sinkflüge unterliegen der gleichen Regelung wie Überflüge. Demzu-
folge verstossen die einseitigen deutschen Massnahmen zu Lasten des Flughafens Zü-
rich gegen völkerrechtliche Verpflichtungen.
Immerhin könnten die deutschen Massnahmen allenfalls mit dem Umweltvölkerrecht
begründet werden. Die Staaten sind einerseits verpflichtet, auf ihrem Gebiet keine Ak-
tivitäten zu dulden, welche auf dem Gebiet des Nachbarstaats erhebliche Umweltbe-
einträchtigungen verursachen. Anderseits sind sie aber auch zur Duldung gewisser Be-
einträchtigungen aus dem Nachbarstaat angehalten. Grundsätzlich haben die Staaten
gegenseitig ihre umweltrechtlichen Interessen zu berücksichtigen. 301
Die gegenüber dem Flughafen Zürich angeordneten Massnahmen Deutschlands haben
singulären Charakter. Weder für innerdeutsche noch für grenznahe Flughäfen ausser-
halb von Deutschland gibt es entsprechende Regelungen. Darin liegt eine Diskriminie-
rung des Flughafens Zürich und der schwergewichtig diesen benutzenden schweizeri-
schen Luftfahrtgesellschaften. Auch das Umweltvölkerrecht dispensiert nicht vom
Diskriminierungsverbot.
Diese kritische Beurteilung der deutschen Massnahmen wird allerdings von der Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaften nicht geteilt; diese hatte im Rahmen eines
299 Vgl. Dettling-Ott, Flughafen Zürich, S. 59 ff., sowie in diesem Band Dettling-Ott, Betrieb der
Luftfahrt, Rz. 10 ff.
300 Art. 3 und 15 LVA; vgl. dazu Hirsbrunner, Luftverkehrsabkommen, S. 85 ff., sowie in diesem Band
Haldimann, Betrieb der Luftfahrt, Rz. 30 und 34ff.
301 Vgl. dazu Jörg Paul Müller/Luzius Wildhaber, Praxis des Völkerrechts, 3. Aufl., Bern 2001,






G. Luftverkehrsrecht – Teil I: Infrastruktur der Luftfahrt
382 Tobias Jaag/Julia Hänni
Beschwerdeverfahrens die beanstandeten Massnahmen zu prüfen. 302 Nach Auffassung
der Kommission nimmt die Schweiz trotz Luftverkehrsabkommen nicht am Luftver-
kehrsbinnenmarkt der EU teil. 303 Die Schweiz hat gegen den Entscheid der Kommis-
sion beim Gerichtshof der EU (EuGH) Klage erhoben. 304 Der EuGH hat das Verfahren
an das Gericht erster Instanz überwiesen. 305 Ob dieses zu einem anderen Schluss ge-
langt als die Kommission, bleibt abzuwarten.
§ 23 Entschädigungsfragen
I. Enteignung nachbarrechtlicher Abwehransprüche
Der starke Fluglärm hat Werteinbussen für zahlreiche Liegenschaften im Bereich der
An- und Abflugrouten von Flughäfen zur Folge. Es stellt sich deshalb die Frage, ob die
von Fluglärm betroffenen Grundeigentümer Anspruch auf Entschädigung geltend ma-
chen können. Diese Frage ist hochaktuell; allein für den Flughafen Zürich sind Tau-
sende von Entschädigungsbegehren hängig, die zahlreiche Rechtsfragen aufwerfen,
welche weder der Gesetzgeber noch die Praxis bisher beantwortet haben. 306
Wenn von öffentlichen Werken, die im öffentlichen Interesse betrieben werden, unver-
meidbare übermässige Immissionen ausgehen, müssen sie geduldet werden. Der Werk-
eigentümer (Flughafenhalter) verfügt über das Enteignungsrecht 307 und kann somit die
gemäss Zivilrecht bestehenden nachbarrechtlichen Abwehransprüche 308 enteignen,
falls nicht mit zumutbaren Massnahmen der übermässige Lärm vermieden werden
kann. 309 Gemäss Praxis des Bundesgerichts besteht allerdings nur Anspruch auf Ent-
schädigung für die Enteignung der nachbarrechtlichen Abwehransprüche, falls die
übermässigen Immissionen im Zeitpunkt des Erwerbs der Liegenschaft unvorherseh-
bar waren, eine besondere Intensität aufweisen («Spezialität») und erheblichen Scha-
den verursachen («Schwere»). 310
302 Entscheidung der Kommission vom 5. Dezember 2003, ABl EU L 4 vom 8. Januar 2004, S. 13 ff.
303 Vgl. Hirsbrunner, Luftverkehrsabkommen, S. 83.
304 Vgl. eine Zusammenfassung der schweizerischen Klageschrift in ABl EU C 94 vom 17. April 2004,
S. 22 f.
305 Rs. C-70/04 vom 14. Juli 2005; ABl EU C 296 vom 26. November 2005, S. 8.
306 Im Herbst 2007 sind im Zusammenhang mit dem Flughafen Zürich bei den zuständigen Instanzen
rund 18000 Entschädigungsforderungen hängig; Otto Wipfli, S. 1. Ein erstes Piloturteil hat das
Bundesgericht am 8. Februar 2008 gefällt (BGE 134 II 49ff.; vgl. auch BGE 131 II 394ff.); die
späteren Urteile sind hier nicht mehr berücksichtigt. – In Zürich rechnet man mit Entschädigungs-
leistungen in der Höhe von 1 bis 1,2 Milliarden Franken, in Genf von 40 bis 50 Millionen Fran-
ken; Botschaft Spezialfinanzierung, BBl 2007 6382. Vgl. zur Finanzierung der Entschädigungen
vorne Rz. 98.
307 Art. 36a Abs. 4 LFG.
308 Art. 679 ZGB.
309 Art. 5 Abs. 1 EntG. Vgl. dazu Fahrländer; Gregory Bovey, L’expropriation des droits de voisi-
nage, Diss. (Lausanne), Bern 2000.
310 Vgl. dazu Walpen, S. 352 ff.; Roland Gfeller, Fluglärm und die Enteignung von Nachbarrechten,
in: Jaag, Rechtsfragen, S. 143 ff.; ders., Flughafen Zürich, insb. S.  49 ff.; Schilling, S. 15 ff.;





Das Bundesgericht hat vor einigen Jahren den Stichtag für die Frage, ob die übermäs-
sigen Immissionen unvorhersehbar gewesen seien, für die Umgebung der Flughäfen
Genf und Zürich auf den 1. Januar 1961 festgesetzt. 311 Das bedeutet, dass Grundeigen-
tümer, die ihre Liegenschaft vor dem Stichtag erworben oder überbaut haben, sowie
ihre Rechtsnachfolger Aussicht auf Entschädigung haben, nicht dagegen diejenigen,
die erst später gekauft oder gebaut haben. 312
Ob diese Praxis auch in Gebieten gilt, welche bis vor kurzem von Fluglärm verschont
blieben und erst neuerdings durch die geänderten An- und Abflugrouten betroffen sind,
ist umstritten. Es lässt sich argumentieren, dass überall dort mit An- und Abflugver-
kehr zu rechnen ist, wo Pisten für Landungen und Starts zur Verfügung stehen. 313 Dem
ist dann zuzustimmen, wenn das Betriebsreglement die beliebige Benutzung der beste-
henden Pisten vorsieht. 314 Wenn dagegen das Betriebsreglement und die bestehenden
planungsrechtlichen Grundlagen die Benutzung des Pistensystems nur beschränkt er-
lauben, ist diese Auffassung fragwürdig. Die Raumplanung dient gerade dazu, eine
geordnete Besiedlung des Landes sicherzustellen und die zulässige Bodennutzung
festzulegen. 315 Sie wird ihrer Aufgabe nicht gerecht, wenn man sich nicht auf die pla-
nungsrechtlichen Festlegungen verlassen kann. Soweit daher weder faktisch eine ent-
sprechende An- oder Abflugroute bestand noch rechtlich im Rahmen des Betriebsre-
glements oder zumindest der Raumplanung die Möglichkeit zur Benutzung einer
bestimmten An- oder Abflugroute vorgesehen war, muss die Vorhersehbarkeit der
übermässigen Lärmbelastung in solchen Situationen verneint werden. 316 Die Frage
wird zweifellos das Bundesgericht zu entscheiden haben.
Die erforderliche Intensität («Spezialität») der Immissionen liegt vor, wenn die Immis-
sionsgrenzwerte der Lärmschutzverordnung überschritten sind, 317 was in der näheren
Umgebung des Flughafens regelmässig der Fall ist. Inwiefern übermässiger Lärm nur
während einzelner Stunden pro Tag das Erfordernis der Spezialität erfüllt, ist bis heute
nicht entschieden. 318
Die Schwere des Schadens wird bejaht, wenn die durch den Lärm verursachte Wertver-
minderung von Dauer ist und eine gewisse Höhe erreicht, die gemäss Rechtsprechung
in der Grössenordnung von 10–15% liegen dürfte. 319 Der Minderwert bemisst sich nach
311 BGE 121 II 317ff.; 123 II 481ff.
312 Nur jene Rechtsnachfolger können sich auf den Zeitpunkt des Erwerbs ihres Vorgängers berufen,
welche die Liegenschaft durch Erbgang erworben haben; BGE 131 II 137ff., 142. Für die Bestim-
mung des Stichtags bei der Überbauung einer Liegenschaft sowie bei Ausbauten und Nutzungser-
weiterungen ist der Abschluss des Werkvertrags massgebend; lässt sich dieses Datum nicht mehr
feststellen, kommt es auf den Baubeginn an; BGE 134 II 49ff., E. 7. Vgl. zum Ganzen Vitali.
313 So Gfeller, Flughafen Zürich, S. 54 f.
314 So Vitali, Rz. 155ff.
315 Art. 75 Abs. 1 BV; Art. 1 Abs. 1 RPG.
316 In diesem Sinn Jaag, Fluglärm, S. 522; Vitali, Rz. 158ff. Eine entsprechende Andeutung enthält –
in Bezug auf den Lärmzonenplan – auch BGE 130 II 394ff., 422.
317 BGE 130 II 394ff., 415; Schilling, S. 22.
318 Dazu Schilling, S. 22.
319 BGE 123 II 481ff., 493; 110 Ib 340ff., 348. Vgl. dazu Walpen, S. 362ff.; Gfeller, Flughafen Zü-
rich, S. 65 f.; Schilling, S. 22 f.; zur Bemessung immissionsbedingter Minderwerte von Liegen-
schaften Otto Wipfli, insb. S. 33 ff., 57 ff. Gemäss BGE 134 II 49ff., E. 11, kann bereits ein Min-
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der Differenz zwischen den Verkehrswerten des unbelasteten und des belasteten Gründ-
stücks.319a Zur Bestimmung der Minderwertsentschädigung betrachtet das Bundesge-
richt die neu entwickelte MIFLU-Schätzungsmethode („Minderwert Fluglärm“) als
zweckmässig; es handelt sich dabei um ein Verfahren, bei dem eine Liegenschaft als
Bündel von Eigenschaften betrachtet wird, von denen jede ihren Preis hat, sodass der
Kreis der möglichen Vergleichsobjekte, die nicht in der gleichen Gegend liegen müs-
sen, beträchtlich erweitert werden kann.319b
Wird die Entschädigungspflicht bejaht, so ist der Schaden vollumfänglich zu ersetzen.
Neben der durch den Lärm verursachten Wertverminderung sind auch die Kosten für er-
forderliche Schallschutzmassnahmen zu vergüten. 320
Für die Geltendmachung von Entschädigungsforderungen gilt eine Verjährungsfrist
von fünf Jahren. Diese beginnt zu laufen, wenn die drei Voraussetzungen für die Ent-
schädigung (Unvorhersehbarkeit, Spezialität und Schwere) erstmals erfüllt sind. 321 Ist
die übermässige Lärmbelastung nicht die Folge einer baulichen Massnahme oder einer
Änderung des Betriebsreglements, sondern einer sukzessiven Steigerung der Flugakti-
vitäten, so dürfte die Feststellung dieses Zeitpunkts Schwierigkeiten bereiten.
II. Überflugsentschädigung
Wird eine Liegenschaft in geringer Höhe direkt überflogen, so sind die Voraussetzun-
gen für die Entschädigung weniger streng. In diesem Fall handelt es sich nicht um eine
Immissionsentschädigung, sondern um eine Überflugsentschädigung. 322 Es liegt nicht
eine Beeinträchtigung durch Immissionen aus Nachbargrundstücken vor, sondern eine
direkte Einwirkung in der Luftsäule des Grundstücks. 323 Die Entschädigungspflicht
besteht unabhängig von der Unvorhersehbarkeit und von der Intensität des Lärms al-
lein wegen der Beanspruchung des Luftraums über einem Grundstück. Die Beeinträch-
tigung beschränkt sich in diesem Fall nicht auf den Lärm, sondern umfasst möglicher-
weise auch die Belastung durch Abgase, Störungen durch Scheinwerfer sowie
Turbulenzen (Randwirbelschleppen), welche dazu führen können, dass Dachziegel ge-
lockert werden und sogar hinunterfallen; tiefe Überflüge können auch psychische Be-
einträchtigungen zur Folge haben. Die Überflugsentschädigung deckt alle Schäden ab,
auch jene zufolge Lärm. 324
Beim Überflug geht es nicht um eine Enteignung von Nachbarrechten, sondern um die
faktische Einräumung einer Dienstbarkeit. 325 Bei welcher Überflugshöhe eine Entschä-
320 BGE 134 II 49ff., E. 11; BGE 106 Ib 241ff., 245.
BGE 134 II 49ff., E. 14–19; Gfeller, Flughafen Zürich, S. 116 ff.; Otto Wipfli, S. 44 ff., 57 ff.
Dazu Gfeller, Flughafen Zürich, S. 97 ff.; Schilling, S 24. Vgl. vorne Rz. 103.
321 BGE 130 II 394 ff., 413ff.; Gfeller, Flughafen Zürich, S. 67; Schilling, S. 28.
322 Vgl. dazu BGE 131 II 137ff., 145ff.; 129 II 72 ff.; 122 II 349ff.; Gfeller, Flughafen Zürich,
S. 69 ff.; Plüss, S. 243 ff.
323 Art. 667 Abs. 1 ZGB. BGE 134 II 49 ff., E. 5; BGE 131 II 137ff., 145.
324 BGE 131 II 137 ff., 149. Vgl. zur Bemessung des Minderwerts bei Überflügen Otto Wipfli,
S. 119 ff.










digung geschuldet ist, bestimmt sich im Einzelfall nach den konkreten Umständen; die
Grenze dürfte in der Grössenordnung von 150 bis 300, maximal 400 Meter liegen; sie
ist abhängig von der Nutzung und Lage der konkret betroffenen Liegenschaft, aber auch
von der Art und Grösse der Flugzeuge und den entsprechenden Auswirkungen des
Überflugs. 326 Dabei ist die Praxis für Grundstücke grosszügiger, die von Landungen be-
troffen werden, als für solche, welche beim Start überflogen werden. Beim Start haben
die Flugzeuge schon über dem Pistenende eine erhebliche Flughöhe erreicht, und die
Flugroute ist wesentlich breiter gestreut als bei der Landung; nebst der erforderlichen
geringen Überflughöhe wird auch eine gewisse Regelmässigkeit der Überflüge voraus-
gesetzt. Eigentliche Überflüge sind somit regelmässige direkte Überflüge in geringer
Höhe. 327
III. Materielle Enteignung
Übermässiger Fluglärm kann auch zur Folge haben, dass Liegenschaften, die bisher für
eine Überbauung vorgesehen waren, aus Gründen des Raumplanungs- oder Umwelt-
rechts nicht mehr bebaut oder im bisherigen Umfang genutzt werden dürfen, sei es im
Rahmen von Änderungen der kommunalen Zonenplanung oder durch individuelle An-
ordnung. Solche Beschränkungen können sich in der Umgebung des Flughafens auch
aus dem Lärmbelastungskataster 328 oder aus dem Sicherheitszonenplan ergeben. 329 In
diesen Fällen stellt sich die Frage, ob eine materielle Enteignung vorliegt, welche ge-
stützt auf die Eigentumsgarantie eine Entschädigung zur Folge hätte. 330
Auch in Bezug auf Entschädigungen aus materieller Enteignung ist die Gerichtspraxis
ausserordentlich restriktiv. Eine Entschädigung wird nur geleistet, wenn durch die Nut-
zungsbeschränkung einem Eigentümer der bisherige oder ein voraussehbarer künftiger
Gebrauch seines Grundeigentums untersagt oder besonders stark eingeschränkt wird,
weil ihm eine aus dem Eigentumsinhalt fliessende wesentliche Befugnis entzogen
wird. Die Möglichkeit einer besseren Nutzung bzw. des voraussehbaren künftigen Ge-
brauchs ist nur zu berücksichtigen, wenn im massgebenden Zeitpunkt anzunehmen
war, ein entsprechendes Vorhaben lasse sich mit hoher Wahrscheinlichkeit in naher Zu-
kunft verwirklichen. Das ist nur der Fall, wenn die betroffene Liegenschaft rechtlich
und tatsächlich für die Überbauung bereit war. War sie zuvor nicht einer dem Raumpla-
nungsgesetz konformen Bauzone zugewiesen oder noch nicht erschlossen, so fehlt es
326 BGE 134 II 49 ff., E. 5.3; vgl. auch BGE 131 II 137ff., 146, sowie Gfeller, Flughafen Zürich,
S. 75 ff., 89.
327 BGE 134 II 49ff., E. 4 und 5; BGE 131 II 137ff., 149ff.; BGE 122 II 349ff., 355; Gfeller, Flughafen
Zürich, S. 78.
328 Art. 42 LFG spricht noch vom Lärmzonenplan. Vgl. dazu vorne Fn. 287.
329 Art. 42 ff. LFG; Art. 25 Abs. 1 lit. d und e sowie Art. 71 ff. VIL; Art. 37 LSV.
330 Art. 26 Abs. 2 BV; Art. 44 LFG; Art. 5 RPG; § 183bis des zürcherischen EG zum ZGB. Vgl. dazu
Jürg Sigrist, Fluglärm und materielle Enteignung, in: Jaag, Rechtsfragen, S. 157 ff.; Walpen,
S. 323 ff.; Schilling, S. 31; BGer in URP 18/2004, S. 165 ff.; BGE 123 II 481 ff.; 122 II 17 ff. All-
gemein zur materiellen Enteignung Enrico Riva, Hauptfragen der materiellen Enteignung, Habil.,
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an dieser Voraussetzung und ein Entschädigungsanspruch entfällt. Da die Eigentums-
beschränkung zufolge Fluglärm gesundheitspolizeilich motiviert ist, lehnt die bundes-
gerichtliche Praxis die Entschädigungspflicht selbst dann ab, wenn die Voraussetzun-
gen der materiellen Enteignung erfüllt wären. 331
Muss die Gemeinde Entschädigung aus materieller Enteignung leisten, so stellt sich die
Frage, ob ihr der Rückgriff auf den Flughafenhalter offen steht. Im Kanton Zürich
spricht das Einführungsgesetz zum ZGB nur vom Rückgriff auf öffentlich-rechtliche
Körperschaften, und das Flughafenfondsgesetz sieht den Rückgriff der Gemeinden auf
den Kanton als ehemaligen Flughafenhalter implizit vor. 332 Der heutige Flughafenhal-
ter ist jedoch eine Aktiengesellschaft des Privatrechts und daher von den beiden Geset-
zesbestimmungen nicht erfasst, und auch das Flughafengesetz regelt den Rückgriff
nicht. 333 Das Luftfahrtgesetz sieht den Rückgriff vor im Zusammenhang mit Lärmzo-
nenplänen, die es heute jedoch nicht mehr gibt. 334 Die Rückgriffsmöglichkeit ergibt
sich jedoch aus dem Verursacherprinzip, wie es im Umweltschutzgesetz ausdrücklich
statuiert ist. 335 Es wäre auch aus der Sicht des Gleichbehandlungsgebots unhaltbar, ei-
nen Rückgriff auf den Kanton, nicht aber auf den privatrechtlich organisierten Flugha-
fenhalter zuzulassen.
IV. Verfahren und Rechtsschutz
Die Rechtslage in Bezug auf das Verfahren bei Entschädigung wegen Enteignung von
Nachbarrechten sowie materieller Enteignung ist wenig transparent. Soweit das Luft-
fahrtgesetz keine Regelung enthält, gelten die Verfahrensbestimmunen des Enteig-
nungsgesetzes sinngemäss. 336 Die entsprechenden Bestimmungen des Luftfahrtgeset-
zes und des Enteignungsgesetzes sind jedoch unvollständig und teilweise überholt. 337
Forderungen aus der Enteignung nachbarrechtlicher Abwehransprüche sowie wegen
Überflugs sind im Rahmen eines Plangenehmigungsverfahrens der Genehmigungsbe-
hörde (UVEK) einzureichen. Das Gleiche gilt gemäss Gesetz auch für nachträgliche
Entschädigungsbegehren, die ausserhalb von Plangenehmigungsverfahren etwa bei
Änderungen des Betriebsreglements oder faktischen Verschlechterungen der Lärmsi-
tuation geltend gemacht werden; 338 gemäss Praxis sind in diesen Fällen jedoch Ent-
schädigungsbegehren dem Flughafenhalter zuzustellen. 339 Das Departement bzw. der
Flughafenhalter übermittelt die Akten an den Präsidenten der zuständigen Eidgenössi-
331 BGE 122 II 17 ff., 20; 124 II 543ff., 548. Diese Praxis wird in der Lehre kritisiert; vgl. Walpen,
S. 333 f. und dort zitierte weitere Autoren.
332 § 183bis Abs. 2 EG ZGB; § 3 Flughafenfondsgesetz.
333 § 11 Flughafengesetz bezieht sich nur auf die formelle Enteignung und passive Schallschutzmass-
nahmen.
334 Art. 45 Abs. 2 lit. b i.V.m. Art. 44 Abs. 1 LFG; vgl. vorne Fn. 287.
335 Art. 2 USG. Vgl. auch Art. 74 Abs. 2 BV. BGE 120 Ib 76 ff.; kritisch dazu Hansjörg Seiler, in:
Kommentar USG, N 35, 38 und 110 zu Art. 2 USG.
336 Art. 37a und Art. 44 Abs. 4 LFG.
337 Vgl. dazu BGE 130 II 394ff., 401ff.
338 Art. 37f Abs. 2 LFG.






schen Schätzungskommission. 340 Das weitere Verfahren richtet sich nach dem Enteig-
nungsgesetz: 341 Der Präsident der Schätzungskommission führt eine Einigungsver-
handlung durch; 342 dabei werden oft Gruppen von Enteigneten zusammengefasst. Falls
dabei keine Einigung erzielt wird, entscheidet die Schätzungskommission über die
Frage der Entschädigungspflicht und – falls diese bejaht wird – über die Höhe der Ent-
schädigung. 343 Der Entscheid der Schätzungskommission unterliegt der Beschwerde
an das Bundesverwaltungsgericht und letztinstanzlich der Beschwerde in öffentlich-
rechtlichen Angelegenheiten an das Bundesgericht. 344
Für Entschädigungsforderungen aus materieller Enteignung findet nur dann ein bun-
desrechtliches Verfahren statt, wenn die Eigentumsbeschränkung auf einem Sicher-
heits- oder Lärmzonenplan nach Luftfahrtrecht beruht. 345 In diesem Fall sind die For-
derungen ebenfalls beim Flughafenhalter anzumelden, der sie der zuständigen
Eidgenössischen Schätzungskommission weiterleitet. Das Verfahren entspricht jenem
für die Enteignung nachbarrechtlicher Abwehransprüche ausserhalb eines Plangeneh-
migungsverfahrens.
Basiert die Eigentumsbeschränkung dagegen auf anderen bundesrechtlichen Regelun-
gen wie dem Umweltrecht oder auf kantonalem Recht, so richtet sich das Verfahren
nach kantonalem Recht. 346 Im Kanton Zürich ist die Forderung in diesem Fall beim
Gemeinwesen anzumelden, das für die Planung zuständig ist; das ist in der Regel die
Gemeinde. Falls diese die Forderung bestreitet, hat sie bei der zuständigen kantonalen
Schätzungskommission das Schätzungsverfahren einzuleiten. 347 Die Schätzungskom-
mission führt das Schätzungsverfahren durch und entscheidet über die Frage, ob eine
materielle Enteignung vorliegt; falls sie diese Frage bejaht, setzt sie auch die Höhe der
Entschädigung fest. Der Entscheid der Schätzungskommission unterliegt dem Rekurs
an das Verwaltungsgericht. 348 Der Entscheid des Verwaltungsgerichts kann mit Be-
schwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten an das Bundesgericht weiter gezo-
gen werden. 349
340 Art. 37k Abs. 2 LFG.
341 Art. 37k Abs. 1 LFG.
342 Art. 45 ff. EntG.
343 Art. 57 ff. EntG.
344 Art. 77 ff. EntG i.V.m. Art. 31 ff. VGG; Art. 82 ff. BGG.
345 Art. 42 und 44 LFG. Vgl. zum Lärmzonenplan vorne Fn. 287.
346 BGE 132 II 475ff., 482ff. = Pra 2007 Nr. 102, S. 675 f.
347 § 183ter Abs. 1 EG ZGB; § 39 Abs. 1 AbtrG.
348 § 46 AbtrG i.V.m. §§ 41 ff. VRG.
349 Art. 82 ff. BGG.
133
134
G. Luftverkehrsrecht – Teil I: Infrastruktur der Luftfahrt
388 Tobias Jaag/Julia Hänni
Sechstes Kapitel
Würdigung und Ausblick
§ 24 Flughäfen im Spannungsfeld von Recht und Politik
Bau und Betrieb eines Flugplatzes, insbesondere eines Flughafens, sind äusserst kom-
plexe Vorgänge, sowohl bezüglich der tatsächlichen Abläufe als auch in Bezug auf die
Rechtslage. Die gesetzlichen Regelungen sind lückenhaft, sodass zahlreiche Fragen
durch die Gerichte zu entscheiden sind. Das zeigt allein schon die Anzahl und der Um-
fang der Urteile des Bundesgerichts über Flughafenbauten; die in der Amtlichen
Sammlung der Bundesgerichtsentscheide publizierten Auszüge aus den beiden Urtei-
len von 1998 und 2000 zur 5. Bauetappe des Flughafens Zürich umfassen rund 60 bzw.
80 Seiten; das ist rekordverdächtig. 350
Der Betrieb eines Flughafens hat Auswirkungen weit über das Flughafenareal hinaus
und tangiert Hunderttausende von Personen in positiver wie negativer Weise. Die
unmittelbar dem Flugverkehr dienenden Anliegen des Flughafenhalters (Sicherheit,
jederzeitige Verfügbarkeit und Pünktlichkeit des Flugverkehrs) sowie der volkswirt-
schaftliche Nutzen des Flughafens stehen zum Teil in einem erheblichen Spannungs-
verhältnis zu den teilweise ebenso wichtigen Interessen von Raumplanung, Lärm-
schutz und Luftreinhaltung in der näheren und weiteren Umgebung des Flughafens.
Die in den letzten Jahren geschaffenen Verfahren haben eine Bündelung und eine ge-
wisse Straffung und Beschleunigung der Abläufe gebracht, ohne die Betroffenen vom
Verfahren auszuschliessen. Mehrfach haben Beschwerdeführer Erfolge verbucht bei
der Durchsetzung ihres Anspruchs auf Schutz vor übermässiger Belastung durch den
Fluglärm. Auch solche Teilerfolge bringen jedoch bestenfalls eine gewisse Beschrän-
kung oder Umverteilung, aber kaum eine Befreiung von den mit dem Betrieb eines
Flughafens verbundenen Nachteilen. Solange am Betrieb von Flughäfen, insbesondere
von Landesflughäfen, festgehalten wird – und das dürfte wohl weiterhin grossmehr-
heitlich befürwortet werden –, kann es nur um die Optimierung gehen, d.h. um eine
Minimierung der Nachteile.
Dass dies eine Aufgabe ist, welche der Quadratur des Kreises gleichkommt, erleben
wir zurzeit beim Flughafen Zürich. Nach dem Scheitern des neuen Staatsvertrags zwi-
schen Deutschland und der Schweiz wird der Betrieb des Flughafens Zürich durch eine
deutsche Verordnung so eingeschränkt, dass in den Randstunden am Morgen und in der
Nacht An- und Abflüge nicht mehr von und nach Norden erfolgen können. 351 Das
führte zur Neuregelung des An- und Abflugs über Gebiete, die bisher vom Flugverkehr
350 BGE 124 II 293 ff.; 126 II 522ff. Auch Entscheide der Reko UVEK bzw. INUM zum Flughafen sind
oft 30 bis 40 Seiten lang, so z.B. VPB 70/2006, Nr. 43 und 44.
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weitgehend verschont waren und die dafür auch raumplanerisch nicht vorgesehen sind.
Es herrscht zurzeit ein rechtswidriger Zustand, der möglichst schnell beseitigt werden
muss. Wie das geschehen soll, ist allerdings noch weitgehend offen.
Es sollte das raumplanerische und lärmschutzpolitische Ziel sein, die Zahl der vom
Fluglärm betroffenen Personen möglichst gering zu halten. 352 Eine gleichmässige Ver-
teilung («Demokratisierung») des Fluglärms ist daher abzulehnen. Vielmehr ist anzu-
streben, den langjährigen Zustand wiederherzustellen, auf den die Raumplanung und
die bauliche Entwicklung der Flughäfen und von deren Umgebung während Jahrzehn-
ten ausgerichtet wurden. Soweit neue An- und Abflugrouten erforderlich sind, müssen
sie über möglichst wenig dicht besiedelte Gebiete geführt werden.
Diese Grundsätze sollten nicht nur innerschweizerisch, sondern auch unter befreunde-
ten Nachbarstaaten Anerkennung finden. Die Anliegen von Raumplanung und Um-
weltschutz dürfen nicht an der Landesgrenze Halt machen. Eine Einschränkung der
An- und Abflüge vom und zum Flughafen Zürich durch die deutschen Behörden ver-
stösst auch gegen luftfahrtrechtliche Verpflichtungen aus Staatsverträgen sowie gegen
das Diskriminierungsverbot des Luftverkehrsabkommens zwischen der Schweiz und
der EG.
Soweit eine übermässige Belastung mit Fluglärm unvermeidbar ist, muss den Betrof-
fenen gestützt auf die Eigentumsgarantie zu Lasten der Verursacher eine faire Entschä-
digung geleistet werden. Dass sich erhebliche Entschädigungsleistungen über die Flug-
hafengebühren auf die Flugpreise niederschlagen, entspricht dem Verursacherprinzip
und dem Grundsatz der Kostenwahrheit. Wenn dadurch eine übertriebene Mobilität zu
Schleuderpreisen mit den damit verbundenen Nachteilen für die Bevölkerung und die
Umwelt etwas eingedämmt würde, wäre dies nicht nur als Nachteil zu beurteilen.
Zurzeit sind verschiedene Bestrebungen im Gang, die verfahrene Situation insbeson-
dere um den Flughafen Zürich zu verbessern. Die abgelehnte Volksinitiative zur Be-
schränkung der Anzahl Flugbewegungen sowie der angenommene Gegenvorschlag
dazu sind bereits erwähnt worden. Mit einem Projekt «Relief» versuchte die Zürcher
Regierung vor einigen Jahren, durch raumplanerische Massnahmen eine bessere Tren-
nung zwischen dem Flughafen und den umliegenden Wohngebieten zu erreichen;
gleichzeitig sollte die Zahl der durch Fluglärm Betroffenen durch entsprechende An-
passung der An- und Abflugrouten reduziert werden. 353 Dieses Projekt ist gescheitert.
Auf Bundesebene wird neben anderen Massnahmen eine Änderung der Zuständig-
keitsordnung diskutiert, mit welcher die Führung der Flughäfen zur Bundesaufgabe
würde. 354 Parlamentarische Vorstösse verlangen überdies eine gerechte Entschädigung
der durch den Fluglärm verursachten Wertverluste. 355
352 So auch das Bundesgericht im nicht publizierten Urteil 1A.172/2004 vom 21. September
2004, E. 4.2; Griffel, S. 103 f.
353 Regierungsratsbeschluss 1039 vom 7. Juli 2004.
354 Bericht Luftfahrtpolitik, BBl 20051837ff.
355 Parlamentarische Initiative 02.418 von Rolf Hegetschweiler vom 22. März 2002. Vgl. dazu den
Bericht und Antrag der Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates vom
21. Mai 2007, BBl 2007 6391ff., sowie die ablehnende Stellungnahme des Bundesrates dazu vom
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An der Tatsache, dass der Betrieb eines Flughafens auch Nachteile bringt, vermögen all
die Vorstösse, Initiativen und Verfahren nichts zu ändern. Aber sie sind Versuche, einen
besseren Ausgleich der Interessen rund um den Flughafen zu erreichen. Vordringliches
Anliegen aller Beteiligten muss es sein, an den Flughäfen wieder geordnete Verhält-
nisse zu erreichen und Rechtssicherheit zu schaffen.
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